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ThekKla11 


"Wenn GenossInnen Ende der achtziger Jahre 
über Jobberinitiativen diskutieren, landen sie 
recht schnell bei der Existenzfrage... Was als 
offensives Vorgehen gegen die Ausbeutung an- 
gefangen hat, wirdheutezurpolitischen Verbrä- 
mung des eigenen Überlebens.” 

(aus dem Vorwort) 


Unter dem Titel “Let's Get Organised’ ist im 
September das neue TheKla 11 rausgekommen, 
Es umfaßt sowohl schon in der "Karlsruher Stadt- 
zeitung’ und später in der "wildcat’ erschienene 
als auch bisher unveröffentlichte Texte. Jobber- 
gruppen berichten, wie sie versuchten, die Aus 
beutung in ihrer Region auf- und anzugrellen, 
welche Erfahrungen, welche Fehler sie gemacht 
und was sie daraus gelernt haben. 


“Heute haben wir angefangen, selber allir 
ker einzugreifen - weil sich das Feld der Klaune- 
nauseinandersetzungen zu ändern begonnen hal, 
Es kommt wieder vermehrt zu offenen Konflik- 
ten, zu Zoff, zu Arbeitsniederlegungen, Wir 
denken, daß heute der richtige Zeitpunkt zur 
Veröffentlichung deralten Texte über die Jobbe- 
raktionen ist. Denn heute gehtes um den Aufbau 
eines Netzes revolutionärer Interventionen in 
den Betrieben, gegen die Ausbeutung. Und dabei 
werden wir sowohl unsere Analysen aus der 
Phase der“großen Geduld” alsauch den Kampf- 
geist der “frühen Jobberkämpfe” brauchen...” 

(aus dem Vorwort) 


Die Aktionen betreffen die verschiedensten 
Ausbeutungsbereiche wie Sklavenhändler, Sozi- 
Zwangsarbeit, Versandhauslager, Raffinerie, 
AKW-Baustelle und -Revision, Metallfabrik, Süß- 
warenfabrik, Putzkolonnen... 


WILDCAT - Kontaktadressen: 


Postlagerkarte 05 91 65 D, 6700 Ludwigshafen 
Postlagerkarte 11 22 18 C, 7800 Freiburg 
V.i.S.d.P. ist M.Steenbrede 
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CATS, BITTE“ 


EDITORIAL 


Seit dem 1. September wird bei Peugeot in Mulhouse gestreikt, am 13. springt der Funke 
nach Sochaux in die Hauptfabrik der Peugeot-Gruppe über. Nach und nach schließen sich 
auch die übrigen Fabriken des Konzerns an. Es geht um eine kräftige Lohnerhöhung und 
gegen die permanenten Samstagsüberstunden. In den französischen Zeitungen wird vom 
"Wiedererwachen des Montagearbeiters" geredet. Zwei Aspekte sind uns an diesem Streik 
bei Peugeot besonders wichtig: Zum einen, daß der Streik auch um die ultramoderne "Fa- 
brik 2000" in Sochaux keinen Bogen macht, auf die das Kapital im Moment seine ganzen 
Hoffnungen setzt, um die "Krise der Montagearbeit" zu überwinden. Zum zweiten, daß der 
von Kapitalisten und Gewerkschaften gefürchtete "heiße Herbst" in der Metallindustrie 
pünktlich begonnen hat. Sorgen wir dafür, daß es den Bossen auch in der Bundesrepublik 
heiß wird! 


Um die "Fabrik 2000", die kommende Gewerkschafts-Tarifkampagne und den "Arbeits- 
markt" geht es in den drei folgenden Artikeln. Krise der Montagearbeit setzt sich mit den 
Versuchen des Kapitals auseinander, mittels neuer Formen der Arbeitsorganisation endlich 
die rebellischen MontagearbeiterInnen in den Griff zu kriegen. Tarifkampagne 90 gibt 
einen kleinen Vorgeschmack auf das, was wir in Bälde von der IGM zu erwarten haben. Der 
"Arbeitsmarkt" ist harte Zahlen-Kost: welche Tendenzen zeichnen sich auf dem Arbeits- 
markt ab, welche Rolle spielen die im Beschäftigungsförderungsgesetz geregelten Formen 
von Leiharbeit und Befristung für die Neuzusammensetzung der ArbeiterInnen? 


Wenn wir die ganzen Jahre darüber diskutieren, wie es zu neuen Kämpfen kommen 
kann, dann steckt dahinter die Gewißheit, daß die Ruhe in den Fabriken nur eine scheinbare 
ist, daß es brenzlige Punkte gibt - und die Absicht, diese gezielt anzupacken. Warum arbei- 
ten gehen? versucht, unsere Erfahrungen der letzten Jahre an diesem Punkt zusammenzu- 
fassen und grob das Terrain abzustecken, auf dem wir heute kämpfen. 


Bei all unseren Versuchen, uns in den Städten, in den Betrieben politisch zu bewegen, 
stellen wir immer wieder schmerzlich das Fehlen proletarischer Kampfstrukturen fest. Oft 
fallen Diskussions- und Aktionszusammenhänge mit dem Rausschmiß einzelner auseinan- 
der, Kontakte können nur mühsam aufrecht erhalten werden, wir fangen in jedem Betrieb 
wieder ganz von vorn an; wir können kaum mal auf Erfahrungen und Kontakte anderer 
Militanter zurückgreifen. Erfahrungen mit einer "ArbeiterInnenversammlung" beschreibt 
und durchleuchtet aus der Sicht einiger Berliner GenossInnen den Versuch, dort ein Arbei- 
terInnennetz aufzubauen. 


"I, ® Be ET, 


Die Bewegung in den Krankenhäusern scheint nach dem Tarifabschluß wie gelähmt. 
Niemand kapiert ihn, alle sind am rechnen ... das einzige, was derzeit noch kollektiv läuft, 
scheinen die Selbstkündigungen zu sein. Konfusion - Kernfusion nimmt den Tarifvertrag 
an ein paar Eckpunkten auseinander. Der zweite Teil des’ Artikels, "Aktionswoche in Kiel - 
Verweigerung und Organisierung der Arbeit", zeigt anhand der Geschehnisse in Kiel sehr 
deutlich die zwei Linien in der unabhängigen Mobilisierung auf, an der letztlich die Spal- 
tungsversuche von oben ansetzen und ziehen konnten. . 


Seit April dieses Jahres sind amerikanische Bergarbeiter im Streik. Das Scheitern von Ta- 
rifverhandlungen bei Pittston Coal veranlaßte die Gewerkschaft UMWA, ihre Mitglieder 
zum Streik aufzurufen. Nach und nach breiten sich "wilde", illegale Solidaritätsstreiks auf 
10 Staaten der USA aus, der Gewerkschaft gleitet die Sache aus der Hand ... USA: Bergar- 
beiterstreik 89 berichtet über die Hintergründe und Ausweitung des Streiks. 

Ebenfalls im April treten Frauen aus den ambulanten Diensten in Euskadi in einen unbe- 
fristeten Streik gegen ihre miesen Arbeitsbedingungen. Euskadi: Frauen in ambulanten 
Diensten - Die Schwarzarbeit hat den Namen der Frau heißt der Artikel, in dem es um die 
Organisierung und Erfahrungen in diesem Kampf geht. 

Der Bericht Streik im Tegeler Knast stützt sich auf einen Brief von drei Gefangenen, der 
in der Knastzeitung "Durchblick" vollständig abgedruckt ist. Die Bestelladresse findet ihr 
am Schluß dieses Artikels. 

Wie in der letzten Nummer angekündigt, findet ihr tatsächlich in der Mitte dieses Hefts 
und zum Ausschneiden den Anfang unserer Bemühungen gegen die galoppierende Infla- 
tion von Begriffshülsen. Für das nächste Heft kündigen wir hiermit schon mal die Fortset- 
zung von Der Klassenkampf an. 


Die türkische Beilage haben wir leider nicht rechtzeitig hingekriegt ... sie wird aber auf 
jeden Fall nachgeliefert. 
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Streik bei Peugeot 
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Ein heißer Sommer im Elsaß: Im Juli 
streiken die Kaligrubenarbeiter für mehr 
Lohn. Vier Wochen lang verweigern sie die 
Arbeit. Sie besetzen mit Knüppeln bewaff- 
net den Flughafen Basel-Mulhouse, sie 
blockieren Grenzübergänge, sie legen den 
Verkehr mit brennenden Reifen lahm, sie 
machen das Büro der Minengesellschaft 
platt, sie blockieren die europäische Nord- 
Süd-Eisenbahnachse bei Colmar. Und sie 
ziehen vor das Mulhouser Peugeotwerk 
und fordern die 8000 Arbeiterinnen auf, 
ebenfalls zu streiken. "Wir brauchen 1000 
francs mehr - wieviel braucht ihr?". 


Damals blieb alles ruhig bei Peugeot. 
Seit Ende 88 konfrontierten die Arbei- 
terInnen des öffentlichen Dienstes und der 
Staatsbetriebe die sozialistische Regierung 
mit einer Welle von Streiks: die Kranken- 
schwestern, die Eisenbahner, die Arbeiter 
der Post, Snecma, die Minenarbeiter ... Der 
private Sektor schien ruhig. 


Streik bei Peugeot 


Streik bei Peugeot 


Dabei gärte es damals schon bei Peugeot 
in Mulhouse. Es gab kleinere Arbeitsnie- 
derlegungen, kleine Gruppen von Arbeitern 
forderten mehr Lohn, stellten der Firmen- 
leitung ein Ultimatum bis zum September. 
Die Produktion des Erfolgsmodells 205 lief 
auf Hochtouren, massenhaft Überstunden, 
die Bänder wurden immer schneller gestellt 
- die Firmenleitung hatte schon vor einigen 
Jahren die Parole "Kampf für die Produkti- 
vität" ausgegeben. Reale Lohnerhöhungen 
gab es nicht - dafür aber ein ausgeklügeltes 
Punktesystem gegen’s Krankmachen. Wer 
öfter fehlt, kriegt noch weniger Lohn. Seit 
1972 war im Produktionszentrum Mul- 
house nicht mehr heftiger gestreikt worden. 


DU KANNST 


en ANFANGEN ! ) 


den 
wechselten in die besser bezahlte Basler 
Chemie oder auch in die Industrie auf der 
deutschen Seite des Hochrheingebiets. 


Freitag, 1.September: 30 Arbeiter der Ka- 
rosseriemontage legen die Arbeit nieder. 
Gleichzeitig beschließt am Band 2 der Ka- 
rosseriemontage eine Gruppe von 15 Ar- 
beitern den Boykott der Samstagsüberstun- 
den. Zu diesem Zeitpunkt spielt die Ge- 
werkschaftsführung noch keine besondere 
Rolle - vielmehr sind alle überrascht. 


Am folgenden Montag bleibt der Streik 
der 30 noch isoliert. Erst am Dienstag weitet 
er sich sprunghaft aus. Ca. 1500 Arbeiter 
beteiligen sich jetzt. Die Arbeiter machen 
Versammlungen in den einzelnen Abtei- 
lungen und Demos durch die riesige Fabrik. 
Die Gewerkschaften mischen jetzt kräftig 
mit. Sie stellen Forderungen nach Lohner- 
höhungen zwischen 500 und 1500 francs 
auf. Donnerstags ist die Produktion des 205 
vollständig lahmgelegt. Die Arbeiter ziehen 
in die Stadt, besetzen unterwegs die Auto- 
bahnkreuzung. Am Sonntag läßt die Direk- 
tion den Park der fertigen 205er abräumen 
und woandershin bringen, um zu verhin- 
dern, daß die Streikenden die Auslieferung 
blockieren. Außerdem versucht die Leitung, 
aus den Meistern, Vorarbeitern und sonsti- 
gem Führungspersonal eine Antistreikfront 
zu bilden. Das gelingt ihr aber nur kurzfri- 
stig. Die Gewerkschaft der Cadres (Leitende 
Angestellte, Meister) stellt ebenfalls Lohn- 
forderungen auf und fordert ihre Mitglieder 
auf, eine repressive Rolle gegenüber den 
Arbeitern zu verweigern. 
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Sochaux - Mulhouse - ein 


Kampf? 

60 km von Mulhouse entfernt liegt die 
Hauptfabrik der Peugeot-Citroen-Gruppe, 
1968 war Sochaux eines der Zentren der 
Bewegung. Die CRS (Polizeitruppe) erschoß 
mehrere streikende Arbeiter - und die Ar- 
beiter schossen zurück: 10 tote Polizisten, 
Anders als in Mulhouse war hier auch nach 
1972 einiges los. Es hat im Laufe der Jahre 
20.000 Entlassungen gegeben. Heute ist die 
Fabrik praktisch zweigeteilt: es gibt die al- 
ten Sektoren und - wie eine Fabrik in der 
Fabrik - eine ultramoderne Produktionsan- 
lage für das neue Modell, den 605, mit des- 
sen Produktion jetzt im Moment eigentlich 
begonnen werden sollte. Die Leitung 
spricht vom "Ende des Taylorismus", von 
der "neuen Unternehmenskultur", von der 
"Fabrik 2000" und vom "japanischen Geist". 
In den neuen Sektoren arbeiten fast nur 
Junge an den Robotern, wenige Arbeitsim- 
migranten. 


Die Gewerkschaften, vor allem die CGT, 
versuchen den Mulhouser Streik nach 
Sochaux auszuweiten. Anfangs klappt das 
nicht. Beim Fußballspiel der 1.Liga Sochaux 
gegen Mulhouse in Sochaux kommt es nicht 
zu den allgemein erwarteten Aktionen der 
Mulhouser. Lediglich ein paar CGTler ste- 
hen mit Transparenten vorm Stadion: 
"Gegner im Sport - vereint im Kampf". 


Mitte der Woche dehnt sich der Streik 
auch nach Sochaux aus. Die Produktion 
liegt auch hier weitgehend lahm. Lediglich 
ein paar Bänder, besetzt mit Meistern, Be- 
fristeten und Leiharbeitern laufen noch. 
Nachdem es anfangs so aussah, als ob sich 
der Streik nicht nach Sochaux ausweiten 
läßt, ist nun der Funke übergesprungen. 
Welche Rolle die neue Fabrik mit ihrer 
neuen Arbeitsorganisation in dem Streik 
spielt, ist jetzt noch nicht abzusehen. 


Mittlerweile kommt es auch in den übri- 
gen Fabriken der Peugeot-Citroen-Gruppe 
zu Streiks: in Lille, in Vesoul, bei ECIA, ei- 
nem Zulieferer für Elektroteile, in Poissy ... 
und über die Peugeot-Citroen-Gruppe hin- 
aus: bei Mercedes-Benz in Bolsheim, wo die 
Mercedes für Frankreich umgrerüstet wer- 
den, blockieren die 300 Arbeiter den ge- 
samten Import nach Frankreich. 


Zum Zeitpunkt, wo das hier aufge- 
schrieben wird, ist nicht abzusehen, wie 
sich die Bewegung weiterentwickelt. Mög- 
lich, daß die Gewerkschaften mit Peugeot 
. verhandeln und einen schnellen Abschluß 
machen..Im Moment hocken sie fett auf der 
Bewegung. Auch wenn die Ausweitungen 
auf andere Fabriken teilweise von ihnen 
angezettelt waren, ist es für sie doch eine 
Gratwanderung, könnten sie schnell die 
Kontrolle verlieren. 


unterbrochen durch ihre Parolen - über 
Lautsprecher Musik der Beatles, Johnny 
Hallyday, Bee-Bop-A-Loo-La. Ende der 
60er, Anfang der 70er Jahre, als diese Lieder 
aktuell waren, krachte es in den Autofabri- 
ken. Von Detroit bis Turin, von Köln bis 
Billancourt, schmissen die Arbeiter die 
Brocken hin. Die Arbeit wurde grundsätz- 
lich in Frage gestellt. In den französischen 
Zeitungen ist heute die Rede vom "Wieder- 
erwachen des Montagearbeiters", davon, 
daß es sowas seit 20 Jahren nicht mehr ge- 
geben hat. Allzu schnelle Vergleiche mit der 
Situation vor 20 Jahren sind sicher nicht an- 
gesagt. Trotzdem geht es den Arbeitern und 
Arbeiterinnen im Streik sicherlich um mehr, 
als nur den "gerechten Anteil am Boom" - 
wie es Gewerkschaften und reformistische 
Parteien gern hätten. 
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Den folgenden drei Artikeln möchten wir eine Einleitung vorwegschik- 
ken, und zwar deshalb, weil wir sie als Ganzes diskutieren wollen. Sie 
behandeln von drei verschiedenen Aspekten her dasselbe Thema: 
Das Kapital boomt wie verrückt, sie jammern über fehlende Arbeits- 
kräfte, stellen, neue Arbeiterinnen mit befristeten Verträgen ein, lassen 
massenhaft Überstunden und Sonderschichten fahren, überlegen sich, 
wie sie noch mehr Arbeit aus den Malocherinnen rauspressen können 
- gleichzeitig diskutieren sie, wie sie die "Krise der Montagearbeift" 
überwinden können. Kapital und Gewerkschaften graust es vor einem 
"heißen Herbst”. Gemeinsam basteln sie an einer Neuzusammenset- 
zung der Arbeiterklasse, an einer neuen Form der Klassenspaltung. 
Allzu deutlich ist ihnen noch die erste Hälfte der 70er Jahre in Erinne- 
rung, wo Boom und Vollbeschäftigung den äußeren Rahmen für eine 
Streikwelle von internationalen Ausmaßen bildeten. _ | 


Fa ® ae VER ’ nf - i? 
a DE ee aan tin rn utignien et 
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Wenn sie vermeiden wollen, daß es jetzt wieder zu neuen Kamp 
klen kommt, müssen sie nicht nur neue Arbeiterlnnen in die Betriebe 
saugen, sondern gleichzeitig allen Malocherinnen was Neues vorset- 
zen. Arbeitszeitflexibilisierung und Gruppenarbeit sind Versuche, die 
"Arbeitsmoral zu verbessern". . 


Die drei Artikel greifen im Wesentlichen auf Untersuchungen und 
Aussagen von Kapital- und Gewerkschaftsseite zurück und sind erst- 
mal nicht mehr als ne Materialsammlung mit ein paar politischen The- 
sen. Trotzdem war es uns wichtig, jetzt in die Diskussion einzusteigen 
und ins Geschehen einzugreifen. In der Metallindustrie tut sich was, 
auch wenn in den Fabriken von kollektiven Kämpfen noch nicht viel zu 
spüren ist. Im Sommer mußten einige Unternehmer Lohnnachschläge 
zahlen. Die nächste Metall-Tarifkampagne ist nicht mehr weit, die 
Ablenkungsmanöver sind schon in Planung. ir 


Warum sollte nicht der Funke aus Frankreich (siehe Streik bei Peu- 
gear nach Wolfsburg und München und ... überspringen? Ob die 
orderung nach mehr Lohn auch hier ein Punkt sein kann, an dem die 
anzen Spaltungen und Uneinheitlichkeiten in ande Kämp- 
en überwunden werden können, müssen wir anhand der Diskussionen 


und Bedingungen in den Betrieben herausfinden. 
et 


Es gibt viel zu tun - packen wirs anl 


‘ 


KRISE DER MONTAGEARBEIT - INNERBETRIEB- 
LICHE FLEXIBILISIERUNG 


——— nd 
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Einsatz kommen, in der inner- wie außerbetrieblichen Linken einige Verwirrung stiften und Anlaß Sc 
31 zur Mythenbildung sind. Während das Kapital die Krise der Montagearbeit als politische Krise dis- RC 
 kutiert und angeht, wursteln die ArbeiterInnen immer noch in der gewohnten individuellen Gangart W 
vor sich hin. Es wird Zeit, daß wir begreifen, wovor’s den Unternehmern graut und wie wir indivi- 


| duelles Verhalten gegen die Arbeit in kollektives Handeln umdrehen können. 


. 


44 ER re x VITÄATSSHITSTETTTETISEEE 
RN NINE 
"Der große Fehler des ...Fließband-Konzeptes ist 6 6° = bewußte Überlegung, 
der, daß es dahin tendiert, die Nutzung der“ durch die ArbeiterInnen aufgezwungen. 5% 


kreativen und organisatorischen Fähigkeiten der x Um die Jahrhundertwende beschreibt der # 
Menschen, die am Band arbeiten, auszu- amerikanische Arbeitswissenschaftler Tay- ® 


schließen..." (aus einer Anzeige vom Mana- “i lor das Grundproblem des Kommandos auf 
gement von General Motors). Was die GM- Wu Fabrikebene so: "Das stillschweigende oder u, 
Kapitalisten hier andeuten, stellt die Tatsa- offene Übereinkommen der Arbeiter, sich um die ER 
chen auf den Kopf: Es war die zunehmende Arbeit zu drücken, d.h. absichtlich so langsam .:- u. 
Gleichgültigkeit der ArbeiterInnen in der 9 4 arbeiten, daß ja nicht eine wirkliche ehrliche | 
damals noch werkstattmäßig organisierten 48esleistung zustande kommt, ist in industri- 
Montagearbeit und das Schreckgespenst ei- ” ellen Unternehmen fast gang und gäbe...". Die W 
ner revolutionären Epoche, die das Kapital ;. Ind uBtzlERMEeT KENGENE DHL ZN JARANGERATE- | 
zwang, mit dem Fließband eine Technolo- &. wende über die Höhe der Löhne, wobei Wi 
gie und Arbeitsorganisation einzuführen, E, man noch froh sein (müsse), wenn es den Ver- 
mit der die alten organisierten Belegschaf- ehrten überhaupt noch gefällt, zu arbeiten: im 
ten aus den Fabriken gefegt werden konn- ji Übrigen spielen sie jetzt die Herren, verrichten ne 
ten und die es ermöglichte, den aufsässigen, nicht mehr die Arbeit, die das Geschäft braucht, ....... -- 
arbeitsscheuen ungelernten Arbeiterinnen [ig sondern die ihnen bequem ist... en 
jeden einzelnen Handgriff und Arbeits- ff An der grundsätzlichen "Krankheit" des FE 
schritt zu diktieren. Die Arbeiterklasse | kapitalistischen Systems ließ sich mit dem 
wurde so neu zusammengesetzt, ihre politi- } 
sche Macht gebrochen. Es war also kein 
“Fehler”, en "dahin tendieren", sondern 


und bleibt Lohnarbeit, die in erster Linie 
ausgeübt wird, aus dem 
FE RE en 


Zwang heraus, sich nicht anders am Leben 
erhalten zu können. 


Die Krise der Fließbandära beginnt Ende 
der 60er Jahre mit der internationalen 
Streikbewegung der MassenarbeiterInnen, 
die die Ablehnung der Arbeit und den 
Kampf dagegen auf die Tagesordnung set- 
zen. Alle Versuche, die Kämpfe der Mon- 
tage-ArbeiterInnen politisch zu neutralisie- 
ren und ihre Bewegungen, Bedürfnisse in 
die Produktion einzuverleiben, stoßen auf 
die Grenze, daß sich die Montage selbst 
nicht abschaffen, das heißt vollständig 
technisieren oder auf abhängige Zuliefer- 
klitschen auslagern läßt. Da, wo sie die 
Montage in andere Länder ausgelagert ha- 
ben, ist nach kurzer Zeit eine Welle von 
Kämpfen losgebrochen. 


»Hey, du Schinder .. . 
mit der Bettelei ist es vorbei.« 


Das Kapital hat bis heute kein Konzept 
für die Montage in der Metropole. Sie ha- 
ben um die Bänder herum die ganze Fabrik 
umgekrempelt - Auslagerung in Klitschen, 
Just-In-Time Produktion, rechnergestützte 
Automatisierung von Lagerhaltung, - sie 
haben neue Hierarchien und Spaltungsli- 
nien geschaffen, Befristete und Leiharbeite- 
Innen an die Bänder gestellt, sie haben 
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Teile aus der Montage herausgebrochen 
und in Fertigungsinseln verlagert, Maschi- 
nen in die Kooperation am Band integriert, 
die Arbeitslosigkeit auf einem hohen Ni- 
veau festgeschrieben usw. 


So diskutieren sie auch die Krise der 
Montagearbeit als politische Krise, der sie 
nur mit einer Neuzusammensetzung der 
Klasse begegnen können. 


... und versuchen’s 


immer noch 


Anfang der 80er haben die Automobilkon- 
zerne riesige Investitionen getätigt. Com- 
putergestützte Transferstraßen, Fertigungs- 
systeme usw., neue Kommunikationstech- 
nologien (Maschinenvernetzung über 
Computer, Glasfaser, IBIS bei VW) perfek- 
tionieren den Fließprozeß und die Kontrolle 
über die einzelnen Arbeitsgänge. Darüber 
konnte der Anteil der Eigenfertigung noch 
mehr verringert werden (zwischen 1980 
und 86 haben westliche Konzerne ihren Ei- 
genfertigungsanteil von 43% auf 39,5% ver- 
ringert), die Just-in-Time Zulieferer sind 
ausgegliederte Abteilungen der Konzerne 
geworden. 

Mit dieser neuen Technologie haben sie 
die materielle Grundlage für arbeitsorgani- 
satorisca Veränderungen geschaffen. 
Hierbei scheint die Gruppenarbeit heute 
weltweit wichtigstes Moment einer umfas- 
senden Neuzusammensetzung der Monta- 
gearbeiterInnen zu sein. Wohin der Hase 
läuft, läßt sich aus den Kapitalverlautba- 
rungen nur tendenziell ablesen. So wird z.B. 
für die BRD die "Montagearbeit auf Fachar- 
beiterniveau" anvisiert. Wie das dann aus- 
sehen soll, bleibt unklar: ob sie nur noch 
speziell ausgebildete Produktionsfachar- 
beiterInnen in die Montage stellen, nach 
und nach die Ungelernten ganz raus- 
schmeißen oder in spezielle Weiterbil- 
dungsprogramme stecken oder ob das 
ganze Gerede nur einfach Druck auf die 
Ungelernten ausüben soll? 


| 


Die ersten Versuche mit Gruppenarbeit 
setzen in Europa schon Anfang der siebzi- 
ger Jahre ein. Als Reaktion auf die interna- 
tionale Streikbewegung in Westeuropa und 
Nordamerika entstand in der BRD 1974 ein 
Regierungsprogramm "Humanisierung der 
Arbeitswelt". Im Zentrum der Forschung 
stand die Fließbandmontage mit Projekten 
von Arbeitserweiterung, Arbeitsanreiche- 
rung, Job-Rotation und Gruppenarbeit. Die 
Gewerkschaft mit ihrer "Humanisierungs- 
kampagne" hatte dabei eine Vorreiterrolle, 
aber erst mit den Möglichkeiten des breiten 
Einsatzes neuer Technologien forcieren 
fortschrittliche Teile des Kapitals Mitte der 
80er umfassende arbeitsorganisatorische 
Veränderungen. 

Die öffentlich geführte Diskussion über 
Gruppenarbeit setzt an zwei Eckpunkten 
an: a) Neue Technologien erfordern eine 
neue, höhere Form der Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnen (Kooperation), b) eine 
höhere Stufe der Kooperation ist nur mit 
einer höheren Form der Kontrolle über die 
ArbeiterInnen möglich, weil sie die Gefahr 
in sich birgt, daß die ArbeiterInnen die 
darin liegende Macht entdecken und gegen 
das Kapital wenden. 


Zu a): Die alten Arbeitsteilungen zwischen 
Angelernten und FacharbeiterInnen, Mon- 
tage-, Wartungs- und ReparaturarbeiterIn- 
nen taugen für die neue Maschinerie gar- 
nichts mehr. Durch die hohen Kosten und 
die Komplexität der neuen Maschinen wird 
jede Minute Stillstand teuer. Bei der bishe- 
rigen Produktionsmethode gab es ein bis 
zwei Leute, die eine Maschine bedient ha- 
ben. War etwas kaputt, wurde der Einrich- 
ter gerufen. Wenn der sich nicht zuständig 
fühlte, hat er erstmal den Elektriker geholt. 
Bis der kam, ging einige Zeit ins Land, wo 
mensch schon mal zum Kaffeautomaten lat- 
schen konnte oder mit KollegInnen ein 
Schwätzchen halten. Meist kam nach dem 
Elektriker noch der Mechaniker, was zu ei- 
nem zweiten Kaffee einlud. 


Um die Maschinen 100%ig nutzen zu 
können, muß die Wartung, Reparatur, 
Qualitätskontrolle, Materialbeschaffung 
usw. in die direkte Produktion integriert 
werden. Es werden verstärkt Facharbeite- 
rInnen in die Produktion übernommen, die 
Bandabschnitte werden in Fertigungsgrup- 
pen eingeteilt. Gleichzeitig werden Fach- 
abteilungen aufgelöst und die ArbeiterIn- 
nen in Reparaturgruppen zusammengefaßt. 
Wie in den Fertigungsgruppen soll auch in 
den Reparaturpools jedeR alles können. 


Zu b): Die höhere Form der Kontrolle ge- 
schieht nicht allein über die Möglichkeiten 
der neuen Kommunikationstechnologie. 
Mit der Gruppenarbeit wird der Druck von 
oben auf die Gruppe selbst verlagert - ge- 
genseitiges Anschieben und kontrollieren, 
wer zu oft fehlt, weil ja dann die Arbeit we- 
gen fehlender SpringerInnen und Möglich- 
keiten, die Verantwortung nach oben an 
Meister, Vorarbeiter und andere abzuge- 
ben, unter den verbleibenden ArbeiterInnen 
aufgeteilt werden muß. In regelmäßigen 
Gruppensitzungen soll über Probleme un- 
tereinander, die Arbeitsleistung einzelner 
und der Gruppe im Vergleich zu anderen 
Gruppen, Verbesserungsvorschläge und so 
weiter diskutiert werden. Die Gruppe ist 
eigenverantwortlich für das "Training zur 
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Erreichung höherer Flexibilität" und für das Mittlerweile beginnen alle bundesdeut- 
Anlernen von Neuen. Alle Konflikte, die schen Autoproduzenten mit der Einfüh- 
Teil des Klassenkriegs sind, stellen sich den rung von Gruppenarbeit. In welche Rich- 
ArbeiterInnen jetzt als Konflikte innerhalb tung das geht, kann mensch vielleicht an 
der Gruppe, unter den KollegInnen dar. den folgenden Beispielen sehen: 


Montagegruppen bei Opel Bochum 


In den nächsten 4 Jahren strebt die Geschäftsleitung von Opel Bochum die Einführung 
von Gruppenarbeit in der gesamten Fertigung an. Der neue Kadett soll ab 1992/93 mit 
10000 ArbeiterInnen - das sind 71% der LohnempfängerInnen - ausschließlich in Grup- 
pen produziert werden. , 


Aus der Betriebsvereinbarung zum Pilotprojekt Gruppenarbeit in der Synchronring- 

fertigung (Beginn 16.01.89): 

-Die für die Synchronrin erigung neu geschaffene AEFSSFORDe soll pro Schicht aus 
11 MitarbeiterInnen bestehen, die sich aus den jetzt dort itenden MitarbeiterIn- 
nen der Bereiche Produktion, Inspektion und Instandhaltung zusammensetzt; 

die Buppe ist für den richtigen Einsatz der Arbeits- und Betriebsmittel zuständig. 
Außerdem ist sie verantwortlich für Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten, die Si- 
cherstellung der Qualität und die Erzielung eines bedarfsorientierten, optimalen 
Materialflusses; 

-die Gruppe wird durch einen Sprecher vertreten. Dieser koordiniert den Arbeitsablauf 
innerhalb der Gruppe und vertritt sie nach außen; 

-die Gruppengespräche sind Arbeitsbesprechungen, die der Planung und Organisation 
dienen, um anstehende Probleme zu lösen; 

-die Gruppe regelt den Arbeitseinsatz und den Tätigkeitswechsel der einzelnen Grup- 
penmuigh er sowie die Planung der Teilefertigung innerhalb der vorgegebenen 

ogramme; 

-die Gruppe hat ein Mitspracherecht beim Einsatz von neuen MitarbeiterInnen und un- 
terbreitet Vorschläge für erforderliche Qualifikationsmaßnahmen einzelner Grup- 
penmitglieder; 

-die Mitglieder der Gruppe werden so ausgebildet, daß sie in der Lage sind, kleinere Re- 
paraturen selbst auszuführen. Bei größeren elektrischen und mechanischen Repara- 
turen können sie zur Hilfe herangezogen werden. 


In Bezug auf den Lohn bleibt die Betriebsvereinbarung schwammig. Vergleichbar ist 
vielleicht das Lohnsystem vom GM Werk in Aspern/Östereich: 


In Wien-Aspern gibt es in der direkten Produktion, wo schon in Gruppenarbeit gearbeitet 
wird, einen einheitlichen Grundlohn. Dazu kommt eine Flexibilitätszulage von Stufe 0 bis 
8, was bis zu 40% ausmacht. Vorher gab es über 100 verschiedene Lohngruppen, jetzt 
sind es nur noch 2, eine für die indirekte, eine für die direkte Produktion. Dafür gibt es 
etliche Prämien und Flexibilitätsgruppen, je nachdem wie viele Tätigkeiten mensch kann. 
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Wo es nichts aufzu- 
werten gibt, gibt es 
nichts aufzuwerten... 


Bei der Durchsetzung der Gruppenarbeit 
spielt die Gewerkschaft eine wichtige Rolle. 
So haben zum Beispiel die Gruppenarbeits- 
planer bei Ford Köln aus dem Streik bei 
Ford in Großbritanien gelernt: Im Frühjahr 
1989 führte der Betriebsrat in den Kölner 
Ford-Werken erstmal eine Voruntersu- 
chung durch, um Widerstände möglichst 


schon im Vorfeld einzudämmen. Im Rah- 
men der Gesamtuntersuchung wurden 
auch ArbeiterInnen interviewt, die bereits 
in Gruppenarbeit malochen. Die Befragung 
von ArbeiterInnen während der Arbeitszeit, 
die der Betriebsrat durch ein Meinungsfor- 
schungsinstitut durchführen ließ, sollte vor 
allem die Haltung gegenüber der Gruppen- 
arbeit ermitteln und Betriebsrat und Ge- 
werkschaft wieder ein bißchen näher an die 
ArbeiterInnen bringen. Mit dem Betriebsrat 
als Veranstalter sollte die Akzeptanz der 
ArbeiterInnen gesteigert werden. 


Mit ihrem Gerede von "Qualifizierung" 
und "Humanisierung der Arbeit" gehen 
Unternehmer und Gewerkschaften vom 
Haß der ArbeiterInnen auf die zerstückelte, 
ewig gleiche Arbeit aus. Gruppenarbeit soll 
die Arbeit aufwerten, ihr einen Sinn geben, 
den ganzen Menschen fordern, seine Krea- 
tivität, seine Verantwortung. Nicht mehr 
Arbeitszwang, sondern "Arbeitsfreude und 
Leistungswille" ist das Motto. 


HERE. 
: ABWEcHS LUNGSREIC 
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"Höherqualifizierung"” bedeutet hier aber 
nichts anderes als Mehrarbeit und mehr 
"Verantwortung" für alle, d.h. ein größeres 
Risiko, für alles und jedes zur Rechenschaft 
gezogen zu werden. Auf den Punkt ge- 
bracht: mehr Maloche für weniger Geld. Ei- 
nes muß mal ganz klar gesagt werden: Die 
Einführung von Gruppenarbeit hat nichts 


mit einem Zurück zur "gemütlichen" alten 
Werkstatt zu tun, die Montagearbeit wird in 
der Regel noch weiter zergliedert, nur die 
ArbeiterInnen sollen jetzt mehr Ar- 
beitschritte ausführen. Wie lange solch eine 
neue Arbeitsorganisation in neuen Fabriken 
mit neuen ArbeiterInnen im Sinne des Er- 
finders funktioniert, wird sich zeigen. In 
"alten" Fabriken, mit den "alten" Arbeite- 
rInnen, funktioniert Gruppenarbeit jeden- 
falls nur unter Zwang, unter neuem Terror. 
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NUMMI - Absentismus und die "Gruppen"-Wirklichkeit 
% 


Die Fabrik von NUMMI (New United Motors Manufacturing, Inc. - Joint Venture zwi- 


schen General Motors (GM) und Toyota in Fremont, Kalifornien) wurde zum Modell für 
die Neuorganisierung der Arbeit im gesamten GM-Konzern. GM hatte 1982 das Werk 
mit 4700 Beschäftigten geschlossen und es 1985 zusammen mit Toyota und 2600 Arbeite- 
rInnen, die überwiegend aus dem alten Stamm kommen, wiedereröffnet. Die Gruppen in 
der Fertigung bestehen aus 5 - 8 Leuten. Neben den eigentlichen Produktionsarbeiten 
sind sie jeweils auch für kleinere Wartungsarbeiten, die Qualität und Nacharbeiten zu- 
ständig. Von den ArbeiterInnen wird erwartet, daß sie zumindest sämtliche Jobs ihrer 
Gruppe beherrschen. Innerhalb der Gruppe wird zumeist einmal pro Woche oder Monat 
rotiert. Die Gruppen sind so zusammengesetzt, daß sie möglichst vollständig ausgelastet 
sind. Wenn z.B. in einer Gruppe von 8 Leuten jedes Gruppenmitglied ca. 15% "Leerlauf" 
hat, wird eineR aus der Gruppe genommen, und die Arbeit unter den restlichen 7 aufge- 
teilt. 


Alle Abwesenheitszeiten, außer denen, die vertraglich gestattet sind (wie Trauerfall, 
militärische oder gerichtliche Pflichten, Urlaub), werden in der Personalakte aufgeführt. 
Krankheit oder Krankheit in der Familie gehören nicht zu diesen genehmigten Abwesen- 
heitszeiten. Normalerweise zählt eine krankheitsbedingte Abwesenheit von drei Tagen 
als drei getrennte Abwesenheitszeiten. Wenn das Unternehmen die Krankschreibung des 
Arztes anerkennt, zählt sie nur als eine Abwesenheitszeit. Drei solcher Abwesenheitszei- 
ten innerhalb von 90 Tagen kommen einem Verstoß gleich. Das Melden der Abwesenheit 


weniger als 60 Minuten vor Schichtbeginn führt, wenn es zwei Mal innerhalb von % Ta- 
gen vorkommt, zu einem Verstoß. Vier solcher Verstöße innerhalb eines Jahres heißen 
Rausschmiß. Eine offizielle Schätzung von GM stellt fest, daß jeden Monat 2 bis 4 Arbei- 
terInnen wegen Absentismus entlassen werden. 

Eine Arbeiterin, die mehr als 10 Tage im Jahr unerlaubt abwesend war, büßt 20% ihres 
Urlaubsanspruchs ein. Ein Jahr ohne eine einzige Abwesenheitszeit führt zu einem Tag 
Sonderurlaub. 


Während der Mittagspause haben viele ArbeiterInnen die Fabrik verlassen, um zu ih- 
ren Autos oder in nahegelegene Bars zu gehen und sich dort nen schönen Tag zu ma- 
chen. Sie kamen dann zu spät oder überhaupt nicht mehr zurück. Die Betriebsleitung hat 
daraufhin den ArbeiterInnen die halbstündige Mittagspause gesondert bezahlt und ihnen 
verboten, die Fabrik während dieser Pause zu verlassen. Wenn sie es trotzdem tun, ver- 
lieren sie diese Bezahlung. 

Aber der größte Druck gegen Fehlzeiten entsteht durch die Organisation der Arbeit 
selbst. Es gibt keine offiziellen Springer, die die Arbeit von abwesenden Team-Mitglie- 
dern übernehmen. Das ist dann normalerweise der Job des Team-Leiters. Aber da der 
Team-Leiter zusätzlich für andere Aufgaben zuständig ist, wird das Leben des gesamten 
Teams noch schwieriger, wenn jemand fehlt. 


Grenzen, Widerstände, Kämpfe - Einige Bei- 
spiele 


In einer Reihe von Fabriken hat es schon Kämpfe gegen die neue Arbeitsorganisation ‚ge- 
geben. In diesen Kämpfen ziehen sich die ArbeiterInnen oft auf ihre "Qualifikationen" zu- 
rück, anstatt zusätzliche Funktionen einfach zu verweigern. Das Beharren auf den eige- 
nen Status ist da eine Schwäche, wo es die Spaltung zu anderen ArbeiterInnengruppen 
festschreibt und so jede Gruppe für sich kämpft. 


He GEHT Doch 
DES AN NE 
ARBEIT: 


Warren Hydra-Matic, Warren, Michigan, 3700 Arbeiterin- 
nen 


Hier versuchte das Management zusammen mit der örtlichen Gewerkschaft, ein neues 

Konzept der Arbeitsorganisation durchzusetzen. Wesentliche Punkte: 

-  10-Stunden-Schichten und 4-Tage-Woche (und weniger Pausenzeiten als bisher); 

- die Aufspaltung der gesamten Produktion in unabhängige "Business Teams" (für 
Vormontage, Endmontage, Presswerk, Räderfertigung etc.), quasi eigenständige Be- 
triebe, die eigenständige Gewinn- und Verlustrechnungen aufstellen sollten. Das 
sollte den Wettbewerb und die Spaltung untereinander verschärfen, indem z.B. die 
rg Behr Profite machen kann, wenn die ne; ist, so daß 
die Team-Mitglieder der Endmontage ein Interesse an der Rationalisierung der 
Vormontage hätten. 

Um dieses Konzept durchzusetzen, ließ das Management, propagandistisch unter- 
stützt von der Gewerkschaft, auf Belegschaftsversammlungen in der Fabrik oder im Ge- 
werkschaftshaus darüber abstimmen. In 5 Monaten stimmten bei insgesamt 4 solchen 
Versuchen, das neue Konzept durch die ArbeiterInnen abzusegnen, jeweils zwischen 65% 
und 85% dagegen. Selbst die Drohung mit dem Verlust von 2500 Arbeitsplätzen konnte 
an diesem Ergebnis nichts ändern, sie mußten ihre Pläne zurückziehen. Gleichzeitig ent- 
stand eine breite Bewegung gegen den örtlichen Gewerkschaftsapparat. 
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Opel Bochum 


Die FacharbeiterInnen aus den Instandhaltungsbereichen sollten in die Produktion ver- 
setzt und nach einem gesonderten Akkordlohn bezahlt werden. Ihre "stetigen Weige- 
rungshaltungen" haben das Management gezwungen, diesen Punkt aus der Betriebsver- 
einbarung (siehe oben) zu streichen. Sie bleiben jetzt bis auf weiteres ihren Stammabtei- 
lungen zugeordnet. 


Daimler-Benz Sindelfingen 


Hier sollte Gruppenarbeit beim Dachputzen eingeführt werden. Die Feinputzer haben 
das abgelehnt, weil sie nicht einsahen, daß sie auch die Grobputzarbeiten machen müs- 
sen. Für die Grobputzer dagegen wärs mit ner Höhergruppierung und Arbeitserleichte- 
rung verbunden gewesen. 


Außerdem stellt das Management allgemein fest, daß es Behinderungen für die Ko- 
operation gibt, die aus der Weigerung von Berufsgruppen resultieren, ihr Wissen weiter- 
zugeben. Was Is üssiger 

nis Wasser 
Die Arbeit - 
gie ist überilüssigl 


Ford in Großbritannien 


Bei Ford/GB arbeiten ca. 33000 ArbeiterInnen in 13 Werken. 1988 gab Ford seine Vor- 
schläge für einen neuen Tarifvertrag bekannt. Hier ein paar Punkte: Abschaffung der 
Abgrenzung zwischen den Berufen - jeder Facharbeiter kann an das Fließband beordert 
werden. Die angelernten Arbeiter und Facharbeiter werden in Gruppen eingeteilt, wo sie 
jede Produktions- und Wartungsarbeit machen müssen. Die Einstufung von Arbeitern 
und Angestellten soll allmählich angeglichen werden. Ein Arbeiterpool stellt Ersatzkräfte 
für die Abwesenden. Die Vorarbeiter sollen nur noch die Koordination der Gruppen 
übernehmen, dazu die Wartung und Kontrolle der Maschinen und Gebäude in einem 
größeren Umfang als bisher. Für die Verbesserung der Qualität soll es Diskussionszirkel 
auf allen Arbeiter- und Angestellten- Ebenen geben. 


Kaum hatte Ford einige seiner Vorhaben durchblicken lassen, legten 50 Fließbandar- 
beiter die Arbeit nieder. Darauf folgten noch viele wilde Arbeitsniederlegungen. Sie for- 
derten 10% Zuschlag und Arbeitszeitverkürzung. Die Flexibilisierung und Veränderung 
der Arbeitsorganisation waren erstmal kein Thema. Verschiedene Facharbeitergruppen 
haben zum Teil gemeinsam, zum Teil zersplittet gestreikt. Die Enttäuschung machte sich 
vor allem bei den Facharbeitern breit: "Fünf Jahre schlecht bezahlte Lehrzeit, um am Ende am 
Fließband zu stehen und Anweisungen von einem ungelernten Arbeiter zu bekommen". Als Re- 
aktion auf die Streiks wurden neue Verhandlungen aufgenommen, die sich mit der An- 
gleichung des Status der Facharbeiter beschäftigten. Im wesentlichen blieb es bei der Än- 
derung der Arbeitsorganisation, aber Facharbeiter werden absehbar erstmal nicht ans 
Band gestellt. (Siehe auch den Artikel in der WILDCAT Nr. 45). 
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TARIFKAMPAGNE 90 


Ende 1989 fangen die Tarifauseinandersetzungen in der Metallindustrie an. Kapital und Gewerk- 
schaft reden von einem "heißen Herbst" und von unzufriedenen ArbeiterInnen, vor denen sogar die 
Gewerkschaftshäuser mit Polizeigewalt geschützt werden müssen. Zum einen ist dies natürlich die 
übliche Schaumschlägerei vor den Tarifverhandlungen, zum anderen drückt es aber sicher auch die 
Stimmung unter den ArbeiterInnen aus. Die IGM rüstet sich offensichtlich zu einer erneuten Runde 
im "Kampf um die Arbeitszeitverkürzung". Wir versuchen mal, einen kleinen Überblick zu geben, 
was hinter der kommenden Tarifauseinandersetzung steckt und beginnen mit einem Rückblick. 
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"Die Entkopplung von Ar- 
beits- und Betriebszeiten ... 
hat bis zu Beginn der 80er 
Jahre nur unzureichend 
stattgefunden. Hier hat der 
sogenannte Leberkompro- 
miß von 1984 eine Wende 
gebracht.‘ (Der Arbeitgeber 
12/89) 


Ergebnis der Metalltarifrunde 84: 


zeitraum von 8 Wochen. 


-Die Lohnerhöhung beträgt 2 -2,7% 


Dieser Abschluß ist das Ergebnis einer für 
Gewerkschaften und Kapitalisten recht 
fruchtbaren Zusammenarbeit, während 
nach außen der Eindruck eines unversöhn- 
lichen Interessengegensatzes aufrechter- 
halten wurde. Am Ende waren beide Seiten 
hochzufrieden. Die IGM konnte in dieser 
Auseinandersetzung ihren Führungsan- 
spruch behaupten und eine Radikalisierung 
der ArbeiterInnen verhindern. Außerdem 
schaffte sie es, die Forderung nach Arbeits- 
zeitverkürzung so zu drehen, daß am Ende 
doch wieder die Sorge um die Wirtschaft- 
lichkeit bundesdeutscher Unternehmen im 
Vordergrund stand. Konkret heißt das, daß 
nicht die Verkürzung der Wochenarbeits- 
zeit das Wesentliche an diesem Abschluß 
ist, sondern die Durchbrechung der 40-Std- 
Normalarbeitswoche hin zur Arbeitszeitfle- 
xibilisierung. Und das war auch das anvi- 
sierte Ziel der Unternehmer. 


Die Strategie der Arbeitszeitflexibilisie- 
rung ist eine Reaktion des Kapitals auf den 
"Zerfall der Arbeitsmoral": die Leute wech- 
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-Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf durchschnittlich 38,5 Std. Die IRWAZ (individu- 
elle ui iin wöchentliche Arbeitszeit) beträgt 37 - 40 Std. bei einem Ausgleichs- 


-Die Arbeitszeitverkürzung kann zu Freischichten gebündelt werden. 


seln den Job, wenns ihnen nicht mehr paßt, 
machen krank, dehnen den Urlaub aus, 
kriegen Kinder... Mit der Flexibilisie- 
rungstrategie soll das Verhalten vieler, vor 
allem jüngerer ProletarierInnen für das Ka- 
pital produktiv gewendet werden. Die Ab- 
lehnung der monotonen Fabrikdisziplin 
führt dazu, daß viele ArbeiterInnen die Fle- 
xibilisierung erstmal begrüßen, weil sie sich 
davon erhoffen, die Arbeitszeit nach ihren 
Bedürfnissen einteilen zu können. 


Entgegen vielen düsteren Prognosen 
vergangener Jahre ist die Arbeitszeitflexibi- 
lisierung nicht in dem Ausmaß umgesetzt 


“ worden, wie es vom Kapital zu Beginn der 


80er Jahre gefordert wurde. Die totale Indi- 
vidualisierung der Arbeitszeiten, die von 
vielen befürchtet wurde, weil sie die 
Kampfbedingungen der ArbeiterInnen ver- 
schlechtert hätte, war garnicht beabsichtigt - 
das wäre auch garnicht möglich: 


Eine der wichtigsten Voraussetzungen 
der industriellen Produktion ist die Zu- 


sammenarbeit vieler ArbeiterInnen zur 
gleichen Zeit und am gleichen Produkt. Das 
Kapital braucht ArbeiterInnen, die sich für 
den Produktionsprozeß verantwortlich 
fühlen, Hand in Hand arbeiten und so die 
Sache überhaupt am Laufen halten. Wenn 
jede Arbeiterin individuell nur ihren Job 
tun würde, käme am Ende eines Fließbands 
nur Schrott heraus. Das weiß auch das Ka- 
pital: "Eine völlige Individualisierung... durch 
aus individueller Sicht optimale Leistungs- und 
Zeitautonomie wird sich in hochorganisierten 
Leistungsgefügen, wie es die Unternehmen ge- 
genwärtig sind, kaum durchführen lassen" (Ar- 
beit und Sozialpolitik 3/89). 

Das zweite Problem des Kapitals ist 
grundsätzlicher. Wenn die Flexibilisie- 
rungsstrategie auch eine Reaktion auf die 
Arbeitsunlust der ArbeiterInnen ist, heißt 
das noch lange nicht, daß die Leute nun 
plötzlich mehr Lust hätten, zu arbeiten. 

Flexibilisierungsmaßnahmen scheitern 
oft an einer Art passiven Widerstands der 
ArbeiterInnen. Was in der Planung der 
Unternehmer vielleicht ganz schön aus- 


sieht, muß ja erst gegen die Arbeiterinnen 
durchgesetzt werden. 


"Betriebe, die im Hauruckverfahren vorge- 
hen, können zwar zunächst annehmen, in der 
Vorbereitungs- und Umsetzungsphase Kosten 
und Zeit gespart zu haben, stoßen dann in der 
Betriebsphase aber teilweise auf erhebliche Stö- 
rungen des Betriebsfriedens und des Be- 
triebsablaufs." (Handelsblatt 26.4.85) 


Was hier "Störung des Betriebsfriedens" 


wird, ist Arbeitszurückhaltung, Fernbleiben 
von der Arbeit, Sabotage. Zum Beispiel sagt 
der Arbeitszeitforscher Haller zu einem von 
ihm entwickelten Arbeitszeitmodell, daß es 
in einem Münchner Unternehmen zu stei- 
genden Fehlzeiten geführt habe und wieder 
zurückgezogen werden mußte. 


"Der dreijährige Betriebsfrie- 
den ist auch mit 37 Std. Wo- 
che nicht zu teuer er- 

kauft."(Handelsblatt 23.4.87) 


Das auffälligste Ergebnis der Metallta- 
rifrunde 87 ist die dreijährige Laufzeit. Da- 
neben wird eine Lohnerhöhung von 2-2,5% 
und eine stufenweise Arbeitszeitverkür- 
zung auf 37 Std. mit einem Ausgleichszeit- 
raum von 6 Monaten abgeschlossen. Ge- 
samtmetallpräsident Stumpfe hält dies für 
ein zufriedenstellendes Ergebnis vor allem 
für die mittelständischen Unternehmen. Die 
6-monatige Ausgleichszeit ermöglicht vor 
allem kleinen und mittleren Betrieben, jetzt 
mitzuflexibilisieren. Die dreijährige Lauf- 
zeit erhöht die Handlungsspielräume für 
das Kapital. Dieser Abschluß ist ohne Ar- 
beitskampf durch Spitzengespräche zu- 
stande gekommen. Die auch in anderen 
Branchen üblich gewordenen Laufzeiten 


. von 3-4 Jahren führen unter anderem dazu, 


daß die Zahl der aktuell an Tarifauseinan- 
dersetzungen beteiligten ArbeiterInnen 
ständig sinkt. Das erschwert auch Solidari- 
sierungen und Nachahmungseffekte. 1990 
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werden nur 6,5 Mio ArbeiterInnen vor al- 
lem in der Metallindustrie, Druckindustrie, 
chemischen Industrie und bei Eisen und 
Stahl in NRW und Bremen von Tarifver- 
handlungen betroffen sein. 


Was wollen die Kapi- 
talisten? 


Die Marschrichtung sieht in etwa so aus: 
Vor allem in kleineren und mittleren Be- 
trieben steht jetzt Arbeitszeitflexibilisierung 
an. Hier und in den großen Konzernen der 
Metallindustrie geht es in der Hauptsache 
um die Entkopplung von Arbeits- und Ma- 
schinenlaufzeiten und einen Angriff auf 
den "Motivationsverlust". Das soll zum Bei- 
spiel mit Hilfe von neuer Arbeitsorganisa- 
tion wie etwa der Gruppenarbeit in der 
Automobilindustrie durchgesetzt werden. 
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verhandlungen auf Betriebsebene soll wei- 
ter fortgeführt werden. Tarifverträge sollen 
nur noch Rahmenverträge sein, die nicht 
mehr starr, sondern auf die Bedürfnisse der 
Einzelbetriebe zugeschnitten sind. Für das 
Frühjahr 1990 werden die ersten Ergebnisse 
einer von der Bundesregierung im Frühjahr 
89 eingerichteten "Deregulierungskommis- 
sion" erwartet. Laut Bangemann besteht die 
Aufgabe dieser Kommission in der Erar- 
beitung von Streichungen und Lockerungen 
von Vorschriften auf dem Arbeitsmarkt, 
was auch das Tarifvertragsrecht betreffen 
wird. 


18 


Das große Dilemma des Kapitals ist ak- 
tuell, daß es seit 6 Jahren boomt, Arbeits- 
kräfte knapp werden, es gleichzeitig nichts 
mehr zu fürchten scheint, als die Vollbe- 
schäftigung der "alten Arbeiterklasse". Des- 
halb z.B. die intensive Diskussion der Teil- 
zeitarbeit, mit der vor allem Frauen, die 
bisher nicht in Lohnarbeitsverhältnissen ge- 
arbeitet haben, dem Arbeitsmarkt zugäng- 
lich gemacht werden sollen. 


"Generell fehlt es in der 
Branche an der wirtschaftli- 
chen Notwendigkeit für 
Samstagsarbeit im großen 
Stil." 


In den Mittelpunkt der kommenden Ta- 
rifauseinandersetzung wird sowohl von 
Unternehmer- wie von Gewerkschaftsseite 
der Samstag gerückt. 


Um es gleich vorweg zu sagen: Wir den- 
ken, daß die Auseinandersetzung um den 
Samstag vorgeschoben ist. Sicher gibt es Be- 
reiche, in denen samstags noch nicht gear- 
beitet wird. Aber es sieht nicht so aus, als 
ob das Kapital tatsächlich den Samstag als 
Regelarbeitstag einführen will. Eine starre 
6-Tage-Woche steht zur Zeit in den meisten 
Metallbetrieben wohl nicht an. Dem Kapital 
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gehts einerseits darum, die tarifvertraglich 
vereinbarte Möglichkeit zu haben, die Ar- 
beiterInnen einige Samstage im Jahr arbei- 
ten zu lassen. Das wäre nichts weiter, als 
ein Teil der anvisierten Flexibilisierungs- 
maßnahmen. Andererseits geht es darum, 
daß der Samstag in den Köpfen der Arbei- 
terInnen zum "normalen" Arbeitstag wird. 


Das heißt, daß sie samstags genauso malo- 
chen wie an den anderen Tagen. Das ist in 
vielen Fabriken das Problem mit der Sams- 
tagsarbeit: Wenn die Leute überhaupt zur 
Arbeit kommen, dann arbeiten sie erheblich 
weniger als sonst. 


Das Ergebnis dieser Auseinanderset- 
zung wird höchstwahrscheinlich so ausse- 
hen, daß jedeR ArbeiterIn vielleicht 10 
Samstage im Jahr arbeiten muß. Das wird 
uns die IGM dann als Ergebnis erbitterter 
Verhandlungen verkaufen, als den Kom- 
promiß, mit dem die 6-Tage-Woche gerade 
noch mal verhindert werden konnte. Durch 
die Hintertür wird nebenbei das eigentliche 


Ziel der Unternehmer durchgesetzt. "Gene- 
rell fehlt es in der Branche an der wirtschaftli- 
chen Notwendigkeit für Samstagsarbeit im 
großen Stil, solange nicht die Möglichkeiten 
ausgeschöpft sind, die Maschinen von montags 
bis freitags länger laufen zu lassen."(Capital 
6/89) 


Was wollen die Ge- 
werkschaften? 


"Der moderne, qualifizierte 
und selbstbewußte Arbeit- 
nehmer, der sich seines 
Marktwertes bewußt ist, 
braucht keinen Kampfver- 
band, sondern eine Dienst- 
leistungsgemeinschaft, 
einen ADAC für Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitneh- 
mer." 


Bisher steht noch nicht fest, was die IGM in 
der Tarifrunde im einzelnen fordern wird. 
Aber wir können sagen, was in der IGM 
diskutiert wird und wie in etwa die Rich- 
tung sein wird. 

Nach einem Beschluß des Europäischen 
Gewerkschaftsbundes EGB vom Februar 88 
soll "die Verkürzung der Arbeitszeit als Ziel 
weiterhin im Mittelpunkt der gewerk- 
schaftlichen Aktionen des EGB und der ihm 
angeschlossenen Bünde stehen, damit un- 
mittelbar und nachdrücklich der Heraus- 
forderung der Arbeitslosigkeit begegnet 
werden kann". Daß durch eine auf dem Pa- 
pier stehende Arbeitszeitverkürzung die 
Arbeitslosigkeit nicht "bekämpft" wird, ha- 
ben die letzten 5 Jahre gezeigt. Das ist auch 
garnicht der Sinn der Sache. Schon 1984, 
beim "Kampf für die 35-Stunden-Woche", 
war klar, daß es der Gewerkschaft nicht um 
eine reale Arbeitszeitverkürzung geht. 
Sonst würde sie die Überstunden und den 
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7-Std-Tag thematisieren. Heute ist dies ak- 
tueller denn je. In NRW bspw. leisten ca. 
ein Drittel aller Arbeiterinnen regelmäßig 
Überstunden. In vielen Betrieben werden 
ständig Sonderschichten gefahren. Die 
Samstagsarbeit ist in vielen Bereichen schon 
lange Realität. 


Die Befürchtung der IGM ist, daß durch 
die lange Laufzeit des Tarifvertrags von 87 
und die damit festgeschriebene Reallohn- 
senkung die Unzufriedenheit an der Basis 
ausbricht. Wenn sie jetzt Lohnerhöhungen 
zum Hauptthema der Tarifverhandlungen 
macht, könnte sich die Forderung nach 
mehr Lohn rasch verselbständigen. Nichts 
ist so geeignet, zur Vereinheitlichung der 
ArbeiterInnen beizutragen, wie die Forde- 
rung nach mehr Geld; und sie birgt in sich 
die Möglichkeit zu einem offensiven An- 
spruchsdenken, das nicht bei ein paar Pro- 
zentpunkten haltmacht. Die explosiven 
Lohnkämpfe Anfang der 70er mit den zahl- 
reichen wilden Streiks sind auch der Ge- 
werkschaft noch in Erinnerung. 


Da kommt der Samstag als Ablen- 
kungsmanöver und als Möglichkeit, sich 
wortradikal zu profilieren, gerade recht. 
Dieser Kampf ist von Anfang an defensiv, 
auf Erhalt eines fiktiven Status Quo ausge- 
richtet. Wie gesagt, der Kompromiß ist 
schon sichtbar: Das Kapital verzichtet auf 
die 52 Samstage, verkürzt die Wochenar- 
beitszeit und weitet dafür seine Maschi- 
nenlaufzeiten mit Vierschichtsystem und 
ähnlichem weiter aus. 1989 wurde zum er- 
sten Mal in einem Tarifvertrag (Textilindu- 
strie) im Zusammenhang mit Arbeitszeit- 
verkürzung eine Verlängerung der Maschi- 
nenlaufzeiten vereinbart. 


Noch eine Paralelle der Interessen ist 
erwähnenswert. Das Kapital spricht von 
Motivationsverlust, Einbindung der Arbei- 
terInnen in die betrieblichen Gesche- 
hensabläufe, Qualifizierung. Die IGM for- 
dert genau dies: mehr Qualifizierung, be- 
triebliche Demokratie, Humanisierung der 
Arbeit. 


MEIN LEBENLANG BIN 
ICH STANDIG 
GEFLÜCHTET. 


R 
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VoR DER POLITIK, 
VOR THERAPIEN, 
VOR AUTORI TATEN ! 


Auch in der Frage der Aufweichung ge- 
setzlicher Vorschriften ist die IGM durch- 
aus gesprächsbereit. Der Leiter der Abtei- 
lung Tarifpolitik beim Vorstand der IGM, 
Klaus Lang, schreibt in den "Blättern für 
deutsche und internationale Politik" 7/89: 
"Ein sozialpartnerschaftlicher Umgang zwi- 
schen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaf- 
ten, ein immer stärkeres Gewicht bis hin zum 
Vorrang der betrieblichen Verhandlungs- und 
Regelungssphäre sowie die Entstehung eines 
breiten Netzes von Gesprächen, Verabredungen, 
Kontakten und Kooperationen zwischen den Be- 
triebsparteien und Sozialparteien außerhalb 
strikter Tarifverträge sind u.a. kennzeichnend 
für eine solche politische Strategie. So hat z.B. 
der Sprecher des Arbeitgeberverbands der che- 
mischen Industrie vor kurzem festgestellt, daß 
Tarifverträge an Bedeutung stark verloren hät- 
ten und es in der chem. Ind. zwischen den Sozi- 
alpartnern ein Regelungs- und Beziehungsge- 
flecht gebe, bei dem der inhaltliche Kompro- 
mißwille Vorrang habe vor der Verbindlichkeit 
der Regelungen." 


In den Diskussionen innerhalb der IGM 
geht man inzwischen davon aus, daß in 
Zukunft ein Schwerpunkt der Gewerk- 
schaftspolitik die Verhandlung "vor Ort" in 
den Betrieben sein wird. 


An den letzten beiden Abschnitten ist 
deutlich geworden, daß es zwischen IGM 
und dem Unternehmerverband Gesamt- 
metall keine grundsätzlichen Interessenge- 
gensätze gibt. Wenn beide dennoch so tun 
als ob, entspringt auch das einem gemein- 
samen Interesse: Die Konflikte zwischen 
Kapital und Arbeit sollen auf der Ebene der 
Tarifverhandlungen zwischen den "dafür 
zuständigen Verhandlungspartnern" aus- 
getragen werden. Beide fürchten sicher 
nicht zu Unrecht, daß wieder eine Situation 
entsteht, in der ArbeiterInnen unabhängig 
von allen Institutionen zu kämpfen anfan- 
gen. 


YUNGE, DV MUSST 
Dich DEM LEBEN 
STELLEM!! 
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Neue Arbeitskräfte werden gebraucht! Das fällt auf und hat sicherlich so manchem professionellen 
Arbeitsverweigerer schon Kopfzerbrechen bereitet: Fast überall sind Unternehmen auf der Suche, 
stellen ein, fahren Überstunden. Sklavenhändler haben Schwierigkeiten, genügend ArbeiterInnen zu 
finden; teilweise biedern sie sich mit großformatigen Zeitungsanzeigen an. Die Hamburger Morgen- 
post brachte eigens Verlagssonderseiten zur Unterstützung dieser Anzeigen heraus. Hafenbetriebe 
finden nicht genügend Tagelöhner, um die vereinbarten Liegezeiten einhalten zu können. Das Ge- 
jammere über den Arbeitskräftemangel im Pflegebereich taucht fast täglich in den Zeitungen auf, 
dazu kommen regelmäßige Meldungen über Facharbeitermangel in Industrie und Handwerk. 


Was tut sich auf dem Arbeitsmarkt, welche Tendenzen zeichnen sich ab, welches Gewicht haben 
die im Beschäftigungsförderungsgesetz geregelten Formen von Leiharbeit und Befristung bei dieser 
Entwicklung? Hierzu haben wir aus verschiedenen Forschungsberichten und Umfragen die wichtig- 
sten Zahlen zusammengestellt. Schwierig war dabei, aktuelle Zahlen von 1989 zu finden, die meisten 
Zahlen sind aus den Jahren 86 und 87. Teilweise beziehen sich die aufgelisteten Zahlen nicht direkt 
aufeinander, was an den unterschiedlichen Quellen liegt. Dennoch lassen sich durch die vorgenom- 
mene Auflistung bereits einige wichtige Tendenzen feststellen. 


Situation auf dem Arbeits- 
markt 


Die Zahl der Erwerbstätigen hat in den 
letzten Jahren stark zugenommen, in seiner 
Regierungserklärung im Juni diesen Jahres 
erklärt Blüm, daß es im Mai 89 27,5 Millio- 
nen Erwerbstätige gab, der höchste Be- 
schäftigungsstand in der Geschichte der 
BRD. Die Zunahme wird für den Zeitraum 
von 83 bis 87 mit 560.000 sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigten angegeben, 
für den Zeitraum 83 bis Sept. 88 mit 1,2 
Millionen. Hiervon waren 700.000 Frauen. 
Allein im Laufe eines Jahres - gerechnet 
vom April 88 bis Mai 89 - beträgt die Zu- 
nahme der Erwerbstätigen 1,6 Millionen. 
1988 sind 1,9 Mio. Stellenangebote bei 
den Arbeitsämtern neu eingegangen, wo- 
von zwei Drittel für unbefristete und ein 
Drittel für befristete Beschäftigung waren. 
Neben der Zunahme der Arbeitsplätze hat 
auch die Zahl des Arbeitskräfteangebots 
zugenommen. 1988 gab es einen Anstieg 
von 200.000, im ersten Halbjahr 1989 um 
215.000. Von diesen 215.000 sind nach 
Schätzungen: "55% bis 80% Aussiedler, 15% 
bis 20% neue Frauen, 5% bis 25% zweite 
Gastarbeitergeneration". 


Auch die Qualifizierung hat zugenom- 
men, waren 82 noch über 1/3 ohne beruf- 
liche Ausbildung, so sind es 88 bereits nur 
noch knapp 1/4. In der Altersgruppe der 
20-30jährigen waren es im Jahre 87 sogar 
nur 15%. 


Nur noch 27% aller Beschäftigten arbei- 
ten unter den Bedingungen des Normalar- 
beitsverhältnisses, d.h. 35 - 40 Stunden 
tagsüber von montags bis freitags. Also Re- 
gelarbeitszeit, nicht variable Arbeitszeit. 
Nur 80% der beschäftigten Männer haben 
eine unbefristete Vollzeitstelle, bei den 
Frauen nur 62,5%. 


Zur Zeit gibt es auf dem Arbeitsmarkt 
ca. 2,3 Millionen 450- DM - Jobs. Von den so 
Beschäftigten sind 900.000 Hausfrauen, 
530.000 SchülerInnen und StudentInnen 
sowie 250.000 RentnerInnen. Der gesamte 
Frauenanteil beträgt 60%. Die 450- DM - 
Jobs gibt es zu 14% in Industrie und Hand- 
werk, zu 12% im Handel, zu 11% bei den 
Reinigungsfirmen, zu 8% bei der Gastro- 
nomie sowie zu 25% bei den privaten 
Haushalten. 


Bei den Gebäudereinigungsfirmen ma- 
chen diese Jobs 80% der Beschäftigungsver- 
hältnisse aus, ähnlich ist es auch in der Ga- 
stronomie. 


Die Entwicklungen im Bereich der Ar- 
beitslosigkeit deuten neben einem leichten 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen darauf- 
hin, daß die "Drehscheibe Arbeitslosigkeit" 
kräftig in Schwung gekommen ist. Der Teil 
der Langzeitarbeitslosen ist zurückgegan- 
gen, die Rotation hat zugenommen. 1988 
gab es in der Arbeitslosenstatistik 3,67 Mil- 
lionen Zugänge (davon 30% nicht aus Er- 
werbstätigkeit) sowie 3,79 Millionen Ab- 
gänge (davon 75% in Arbeit). Insgesamt er- 
gibt sich eine Verkürzung der durch- 
schnittlichen Arbeitslosendauer. 1988 war 
die durchschnittliche Dauer 6,5 Monate, für 
Leute unter 20 Jahren nur gut 4 Monate. 


Es stellt sich natürlich die Frage, welche 
Rolle die Maßnahmen des Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes bei den zunehmenden 
Einstellungen spielen. Welchen Platz neh- 
men befristete Arbeitsverträge und Skla- 
venarbeit in der Gesamtentwicklung ein? 


23 


—_ 


Befristung 


Die Zunahme der befristeten Verträge ist 
die wesentlichste Änderung, die als Folge 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
(BeschfG) auf dem Arbeitsmarkt festzu- 
stellen ist. 


Die vorliegenden Zahlen sind aus einer 
Studie im Auftrag des Bundesarbeitsmini- 
steriums und beziehen sich nur auf den 
Zeitraum von Mai 85 bis April 87. Für den 
aktuellen Zeitraum gibt es bisher nur Schät- 
zungen, die aber alle den Trend der Studie 
untermauern. 


Zur Zeit erhalten ca. 50% aller Neuein- 
stellungen einen befristeten Vertrag, davon 
sind 70% bis 6 Monate befristet. 1987 waren 
das mit 8% aller Beschäftigungsverhältnisse 
schon doppelt soviel wie 1984 mit nur 4%. 
Unter den Befristeten ist der Anteil der 
"Ungelernten" mit 2/3 besonders hoch. 
Fachkräfte werden zu 78% und Auszubil- 
dende zu 81% unbefristet eingestellt. 


Unter den befristeten Beschäftigungen 
sind Hausfrauen, RentnerInnen, SchülerIn- 
nen und StudentInnen mit 28,5% über- 
durchschnittlich vertreten. 


Bisher gibt es in Betrieben noch Perso- 
nalreserven von 10% - 20%, d.h., wenn mal 
niemand krank oder in Urlaub wäre, könn- 
ten 10% - 20% der ArbeiterInnen Däumchen 
drehen. Die Tendenz geht aber dahin, die- 
sen Überhang durch Befristete zu ersetzen. 
Laut einer Befragung des BDA (Bund Deut- 
scher Arbeitgeberverbände) von 1985 dient 
1/3 der befristeten Neueinstellungen dem 
Ersatz von ausgeschiedenem Personal. 


24 


eu U 


Diese Zahlen deuten alle darauf hin, daß 
die Entwicklung der Sklavenhändler und 
die Bedeutung der LeiharbeiterInnen in den 
letzten Jahren vielfach überschätzt worden 
sind. Sklavenhändler sind zu keinem we- 
sentlichen Faktor auf dem Arbeitsmarkt 
geworden. Die LeiharbeiterInnen, deren 
vielfältige Erfahrungen verbunden mit ei- 
ner hohen Mobilität zur Verbreiterung von 
Kampferfahrungen führen könnten, gibt es 
nur in geringem Umfang. 

Leiharbeit scheint eher eine Art Ein- 
stiegsdroge für länger Arbeitslose auf dem 
Weg zu einer befristeten Beschäftigung ge- 
worden zu sein. 


Auch die am Anfang erwähnten Werbe- 
kampagnen der Sklavenhändler deuten 
nicht auf eine weitere Entwicklung dieses 
Sektors hin, sondern sind eher Anzeichen, 
daß es zur Zeit nicht sonderlich schwierig 
ist, befristet eingestellt zu werden, also der 
Umweg über den Sklavenhändler kaum 
noch benutzt wird. 


Dagegen scheinen sich befristete Ar- 
beitsverträge als der Hebel zur Flexibilisie- 
rung des Arbeitsmarkts durchzusetzen und 
werden sicherlich zunehmend an Bedeu- 
tung gewinnen. 
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DER KLASSENKAMPF 


Klassenkampf: Der Kampf zwischen Kapitalist 
und Arbeiterin? 


Ein Blick auf irgendeine Episode des Klassenkampfs, etwa einen 
Streik, zeigt, daß allzu einfache Vorstellungen nicht für die Erfassung 
der Wirklichkeit taugen: da kämpfen nicht "die ArbeiterInnen" gegen 
"die Kapitalisten". Da gibt es Streikende, Streikbrecher, Bullen, 
Werkschützer, eventuell noch ein paar Gewerkschaftsfunktionäre und 
Reporter: offensichtlich alles keine "Kapitalisten". 

Der Schein trügt oft; keine der oberflächlichen Erscheinungen 
erzählt die richtige Geschichte. Um "dahinterzukommen", sollten wir 
konsequent die Dinge vom Standpunkt der unterdrückten Menschen 
betrachten, um besser die verschiedenen Rollen, die zu spielen sie 
gezwungen sind und die Möglichkeiten, sie zu überwinden, zu 
verstehen. 


Kapital und Arbeit 


Jedem einzelnen Arbeiter und jeder einzelnen Arbeiterin erscheint es 
so, als ob die ihnen aufgezwungene Tätigkeit, die Arbeit, und das 
Kapital zwei völlig verschiedene Dinge wären. Kapital, so scheint es, 
ist das, was in der Fabrik rumsteht, wenn sie um 7.30 Uhr am 
Arbeitsplatz einlaufen: Gebäude, das Fließband, halbfertige Motoren. 
Die Illusion der einzelnen ArbeiterIn ist berechtigt: es geht auch ohne 
sie und ihn. Es geht aber nicht ohne ArbeiterInnen. Die scheinbare 
Verfügungsgewalt des Kapitalisten über die Produktionsmittel (oder 
über Geld oder...) ist nichts anderes als Kommandogewalt über 
"Arbeitskräfte". (Eine Drehbank, an der nicht gearbeitet wird, ist kein 
Kapital, sondern nur ein paar hundert Kilo vor sich hin rostender 
Stahl.) 


Das Kapitalverhältnis ist ein Herrschaftsverhältnis zwischen Men- 
schen und das Kapital ist nichts weiter als Arbeit. Lebendige Arbeit 
und tote Arbeit, Arbeit von heute und von gestern. Arbeit, die 
erzwungen wird, um Mehrwert zu produzieren. Arbeit, die 
kommandiert wird von dem, dem "das Kapital gehört". Dabei geht es 
nur insofern um Personen ("Kapitalisten"), als diese Träger 
gesellschaftlicher Rollen sind. Allerdings ist die Grundlage der 
kapitalistischen Verhältnisse nach wie vor das Privateigentum. 
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Die Arbeiterinnen sind die "tätigen Subjekte" 
des Kapitals 


Zur Arbeit gehört jemand, der arbeitet. Wenn wir Arbeit und Kapital 
gleichsetzen, dann sind die ArbeiterInnen die Subjekte des Kapitals. 
Wenn "die BASF" den Rhein vergiftet, dann haben BASF-Arbeiter das 
falsche Ventil aufgedreht. Nicht "freiwillig" natürlich, sondern weil sie 
gezwungen sind, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. Insofern 
ArbeiterInnen ArbeiterInnen sind, produzieren sie das Kapital, das 
Kommando über die ArbeiterInnen. Aber ein solches Verhältnis allein 
wäre nicht das Besondere am Kapitalismus (die Arbeit des Sklaven 
produziert die Sklaverei) und ist nicht das Entscheidende. 
Kapitalkommando bedeutet nicht nur Herrschaft über viele einzelne 
ArbeiterInnen, sondern es setzt diese einzelnen Hände in 
arbeitsteilige, produktive Zusammenarbeit oder Kooperation. Nicht 
nur innerhalb der Fabrik, sondern gesellschaftlich, weltweit 
organisiert das Kapital Beziehungen zwischen den arbeitenden Men- 
schen. Deshalb sind es nicht die vielen einzelnen ArbeiterInnen, die - 
jedeR für sich - Subjekte des Kapitals sind, sondern sie werden vom 
Kapital zur Arbeiter-Klasse zusammengesetzt. Die einzelne Arbeiterin 
verkauft ihre Arbeitskraft, kommt in die Fabrik und stellt fest, daß sie 
zum Rädchen geworden ist in einem Getriebe, das aus lauter 
Arbeiterinnen-Rädchen besteht. 


Dieses Getriebe funktioniert nur, wenn die einzelnen 
ArbeiterInnen ihre Intelligenz, Phantasie und ihre menschliche 
Fähigkeit zur Zusammenarbeit einsetzen - und das nicht erst, seit die 
Theoretiker des Kapitals die "Team-Arbeit" entdeckt haben. Indem die 
ArbeiterInnen sich derart als ArbeiterInnen verhalten, geschieht 
zweierlei: erstens produzieren und reproduzieren sie das Kapital und 
damit für sich selber die Bestimmung, weiterhin nichts als 
ArbeiterInnen zu sein. Zweitens aber entwickeln sie aus der vom 
Kapital gesetzten Zusammenarbeit ihr eigenes Zusammen-Leben und 
damit ihre Stärke gegenüber dem und gegen das Kapitalkommando. 


Die Arbeiterklasse ist der Feind des Kapitals 


Jede einzelne Arbeiterin hat natürlich Haß auf die Verhältnisse; ihr 
stinkt, daß sie Arbeiterin ist, ihre Arbeitskraft verkaufen muß. 
Gegenüber dem einzelnen Arbeiter hat das Kapital ausreichend 
Waffen, um ihn unter der Fuchtel zu halten: den Traum vom 6er im 
Lotto oder die Drohung mit Polizei und Knast. Er kann das 
Kapitalkommando nicht in Frage stellen, er kann höchstens hoffen, 
sich ihm zu entziehen, vorübergehend und mit dem Risiko, ein Fall 
für den Staatsanwalt zu werden. Gefährlich für das Kapital ist, wenn 
Teile der Klasse oder die Klasse kollektiv ihren Haß auf die Arbeit 
ausdrücken: dann gerät die kapitalistische Gesellschaft ins Wanken. 


Klassenkampf: Der Kampf der Arbeiterklasse 
mit sich selbst 


Warum Unterdrücker unterdrücken, ist leicht zu beantworten. Die 
einzig wichtige Frage ist: warum lassen sich die Unterdrückten das 
gefallen? 


Warum also ist die Herrschaft des Kapitals so stabil? Wo doch das 
Kapital nichts anderes ist als die Zusammen-Arbeit der 
ArbeiterInnen? Das Kapital setzt die Arbeiterklasse zusammen. Es tut 
das immer wieder neu. Deshalb ist dieser Prozeß der (Neu-) 
Zusammensetzung auch ein Prozeß des Auseinanderreißens, der 
Spaltung. Wenn die Arbeiterklasse in einer bestimmten Phase der 
kapitalistischen Entwicklung eine gewisse Stärke, Kampfkraft, 
Sturheit - also ihre eigene, politische Zusammensetzung entwickelt 
hat, dann läßt sich das Kapital alles mögliche einfallen, um diese 
wieder zu zerstören. Mal werden ArbeiterInnen umgebracht, mal 
werden neue Produktionstechniken entwickelt und eingeführt, mal 
werden Millionen von Proleten in andere Regionen oder Länder 
getrieben, um dort die eingefahrenen Verhältnisse aufzubrechen. Mal 
werden die Frauen in die Fabriken (und Büros und Fast-Food-Läden) 
geschickt, mal wieder zu Heim und Herd zurück. 


Kapitalistische Herrschaft hat ein doppeltes Motto: gemeinsam ma- 
chen sie mich stark und Teile und Herrsche. In der Fabrik werden die 
ArbeiterInnen zur Kooperation gezwungen, aber gleichzeitig 
eingeteilt in  Fließbandarbeiterinnen, Handwerker, Meister, 
Angestellte, Stopper, Springerinnen, Werkschützer. Das wird 
gesamtgesellschaftlich ergänzt durch Spaltungen in Einheimische und 
AusländerInnen, Garantierte und Ungarantierte, Frauen und Männer. 
Die wenigsten dieser Spaltungen beruhen auf "falschem Bewußtsein"; 
sie haben ihre Ursachen in unterschiedlichen Existenzbedingungen, in 
unterschiedlichen Kampfbedingungen. Immer wieder findet das 
Kapital ArbeiterInnen, um sie gegen andere ArbeiterInnen zu hetzen. 
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So ist der Klassenkampf natürlich ein Kampf zwischen der 
Arbeiterklasse und der Klasse der Kapitalisten. Aber wäre er nur das, 
dann wäre er wohl längst Geschichte: die paar Kapitalisten können 
das Problem ja wohl nicht sein. Der Klassenkampf ist der Kampf der 
Arbeiterklasse mit sich selbst. Inhaltlich im Spannungsfeld der 
Existenz als Arbeiterklasse und der Klasse, die genau das nicht sein 
will. Praktisch als Kampf zwischen Teilen der Klasse, die schon 
Schritte zur eigenen politischen Zusammensetzung unternehmen und 
Teilen, die sich davon bedroht fühlen. (Z.B. die Berliner Bauarbeiter, 
die ein besetztes Haus überfallen oder die deutschen Meister, 
Angestellten und Betriebsräte, die die Streiks der türkischen und 
deutschen Bandarbeiter bei Ford Köln und John Deere Mannheim 
1973 zusammenprügelten). 


Der Prozeß des Klassenkampfs, der Prozeß der Überwindung der 
kleinen und großen Spaltungen innerhalb der Arbeiterklasse hat keine 
Regeln und keine Vorbilder: er findet immer wieder unter neuen 
Bedingungen statt. Auf die Frage: "Wie?" gibt es niemals eine 
theoretische Antwort. Diese Antwort findet immer nur der Kampf 
selber. 


Deshalb müssen Ideen gefunden, Initiativen ergriffen, 
Diskussionen geführt, Erfahrungen erarbeitet und ausgetauscht 
werden, natürlich auch aus Büchern. Was aber die ArbeiterInnen am 
allerwenigsten gebrauchen können, sind oberschlaue Belehrungen 
darüber, was denn "Klassenbewußtsein" zu sein hat. Daß sie 
Arbeiterin ist, und daß das Scheiße ist, das merkt sie selber, wenn 
mitten in der Nacht der Wecker klingelt. 


Ah, hallo. Auch 
keine Lust 


Hab heute morgen manch 
wecker aus dem Fenster 
geworten--: 


EZ ed 


wir oft in Gefahr, die Tatsachen zu überzeich- 
nen. Viel zu oft haben wir eine kleine Mobili- 
sierung schon für die Anzeichen einer neuen 
Konstellation im Klassenverhältnis gehalten. Mit 
diesem (Zweck-)Optimismus brechen wir heute. 
Wir müssen die Lage in ihrer Widersprüchlichkeit 
mit kühlem Kopf analysieren - und mit heißen 
Herzen und Kühnheit unseren politischen 
Vorschlag powern. 


Dieser Vorschlag muß sofort wenigstens 
grob präzisiert werden, damit nicht alles wieder 
auf die "Mutprobe Fabrikarbeit” rausläuft: "Mit 
den Arbeitern die politische Auseinandersetzung 
suchen” kann heißen: Flugblätter, Präsenz am 
Tor, Interviews, zuhören, diskutieren usw. 
Genoss/innen, die jede Woche vor einem Werks- 
tor stehen, sich mit den Arbeiter/innen, ihren 
Problemen und Kämpfen auseinandersetzen, 
sich fit für diese Diskussionen machen, über 
Umstrukturierung usw. Bescheid wissen, Haus- 
besuche machen usw. - solche GenossInnen 
sind mal wichtiger als der Alt-Autonome, der mo- 
natelang seinen ganzen Mut zusammennimmt, 
um dann für Wochen oder Monate in irgend nem 
Job zu verschwinden, sich hinter "den Arbeitern" 
versteckt, nix macht (weil die Kollegen zur Zeit 
auch nicht kämpfen), bloß Mehrwert produziert! 
Und das ganze individuell ausschaukelt (Kontak- 
te kriegt, Feste feiert usw. - das was wir mal als 
"Versacken in den betrieblichen Scenes" be- 
zeichnet haben). 


Um einen Schritt nach vorne zu machen, sind 
keine abstrakten, gewichtigen Diskussionen 
vonnöten, in denen versucht wird, genau den 
strategischen Punkt/Sektor/Hebel rauszutüfteln. 
Wenn es darum geht anzufangen, ergeben sich 
ein paar Kriterien beinahe von selbst: Auto- 
fabriken überhaupt größere Metallfabriken sind 
sicher interessant - und wenn wir nach paar 
Wochen sehen, daß es nicht läuft, läßt sich 
sicher was anderes finden: größere Textilfabrik 
mit Viererschicht etwa .... Und so weiter, das ist 
ja auch regional unterschiedlich. Erstes Kriterium 
sollte sein, da hinzugehen, wo es Konflikte und 
Kämpfe gibt. Zweites Kriterium die Größe, drittes 
die Bedingungen (große Abteilungen, viele Leu- 
te, die direkt zusammen arbeiten müssen, "harte 
Arbeit”, neue Bedingungen/Zusammen- 
setzungen ...). 


1) An wen wenden wir uns? oder: 
Jemand muß verdammt gute 
Gründe haben, jeden Morgen 
(um halb Fünf) aufzustehen 


Wir wenden uns an "neue Kräfte”, die was 
anpacken, die weitergehen wollen. Diese "neuen 
Kräfte" können wir bisher fast nur negativ be- 
stimmen: Wir wenden uns nicht an die Betriebs- 
linke, wir wenden uns nicht an die eingefahrenen 
Autonomen - und wahrscheinlich wenden wir uns 
auch nicht an einen (politisch) altgewordenen 
Teil der WILDCAT-Leserschaft: Wir haben oft mit 
Leuten zu tun, die einen "Wildcat"-Anspruch mit 
sich rumschleppen, ihren Aufenthalt in der Fabrik 
aber als "existenzielle Bewährungsprobe" 
erleben und gestalten. Alles nur daran messen, 
daß es "von ganz unten" kommt, selber nie zur 
politischen Initiative kommen; jede politische 
Initiative in der Fabrik mit einer superkritischen 
ideologischen Elle messen... Das läuft aufs 
Gegenteil von revolutionärer Klassenpolitik raus! 


Und natürlich hat die revolutionäre Subjekti- 
vität materialistisch gesehen ihre Grundlage nur 
in der Klassenzusammensetzung: 
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2) die Phase 

Ohne revolutionäre Bewegung in 
der Klasse gibt es keine 
revolutionäre Theorie 


Es mußte mehr dazu kommen als unser guter 
Wille und die Aufarbeitung einiger Erfahrungen, 
damit ein politischer Vorschlag draus werden 
kann. Und das tat und tut es: 


Weltweit setzt sich die Klasse in den ausge- 
dehntesten und weitreichendsten Kämpfen in 
diesem Jahrhundert neu zusammen. Im "Ost- 
block" laufen die massenhaftesten Kämpfe seit 
der Oktoberrevolution und der Chinesischen 
Revolution. Auch in Europa kommt es von 
Frankreich bis zur Türkei seit zwei Jahren zu 
immer neuen Wellen von Kämpfen. Überall sind 
die Arbeiterinnen dabei auf der Suche nach 
neuen Kampf- und Organisationsformen. - Und 
die BRD mal wieder eine Insel der Ruhe? 
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Erstens können wir feststellen, daß alle 
"europäischen Bewegungen auch die BRD 
erfassen, in anderer Form. Hier spielt die 
Bewegung der Krankenhausarbeiterinnen sicher 
die wichtigste Rolle - es wird darüber aber oft 
übersehen, daß auch die Verkäuferinnen sich 
mobilisiert haben, daß sich bei der Bundesbahn 
gerade ein großer Konflikt zusammenbraut .... 


Und zweitens sind wir auch selber wieder in 
Fabriken gekommen, in denen sich die Arbeiter 
bewegen. Wo der Krankenstand sehr stark 
angestiegen ist (das ist allerdings ein zwei- 
deutiges Zeichen: einerseits sind die Arbeiter 
nicht mehr eingeschüchtert und sind bereit, die 
Klamotten hinzuschmeißen, andererseits wissen 
sie noch nicht, wie sie gemeinsam kämpfen 
können und greifen deshalb oft zum "gelben 
Urlaub”, um aus der Scheiße für ein paar 
Wochen rauszukommen). Wo es in letzter Zeit 
täglich zu Konflikten kommt, die sich des öfteren 
auch bis zu Arbeitsniederlegungen steigern. In 
einigen Fabriken (hier in Westberlin) haben sich 
"unabhängige Arbeitergruppen” gebildet. 


3) Ohne revolutionäre Theorie 
gibt es keine revolutionäre 
Organisation. 


Der Weg zur Revolution besteht nicht im lang- 
samen Anhäufen all solcher kleinen Konflikte: 
die Geschichte der Klasse ist voller Sprünge. An 
den Konflikten interessiert uns, ob die Arbeiter- 
Innen in ihnen die Kraft zum revolutionären 
Bruch sammeln. Darüber diskutieren wollen wir, 
weil wir rauskriegen wollen, was unsere Rolle 
dabei sein kann. 


In diesem Sinn muß die theoretische Arbeit 
a) viel direkter auf die praktischen Notwendig- 
keiten bezogen werden und b) organisierend 
wirken. 


a) Die hauptsächliche theoretische Anstren- 
gung muß darauf gerichtet werden rauszukrie- 
gen, inwiefern die "neuen Kämpfe weltweit" in 
sich die Keime tragen, den ganzen Kapitalismus 
über den Haufen zu werfen. Das ist die einzige 
Aufgabe, die revolutionäre Theorie hat (und 
nicht: den "wissenschaftlichen Sozialismus" an 
die Klasse weitergeben"). Kommunismus ist nur 
eine Perspektive, wenn die Klasse in sich die 
Kraft hat, ihn zu erkämpfen ("die Strategie steckt 
in der Klasse"). 


b) Das muß zu praktischen Vorgaben und 
Klärungen führen. Zunächst: warum messen wir 
"der Fabrik" eine so große Wichtigkeit bei? 
Einiges ergibt sich aus der Bedeutung der pro- 
duktiven Kooperation: Die Frage nach der Macht 
und nach der revolutionären Subjektivität sind 
miteinander verknüpft. Vom Klassenstandpunkt 
aus gibt es keine (revolutionäre Gegen-)Macht 
ohne Inhalt. Von daher die Bedeutung der 
produktiven Kooperation: Es ist die Frage nach 
dem kollektiven Subjekt, das die Macht in den 
Händen hält, die Gesellschaft des Kapitals zu 
zerstören. Eine Macht, die aufgrund der ihr 
zugrundeliegenden Kollektivität auch schon 
einen Inhalt hat (wir müssen den Arbeitern nicht 
von außen beibringen, wofür sie ihre Macht 
gebrauchen sollen, sondern sie haben diese 
Macht aus der produktiven Kooperation 
überhaupt nur, insofern sie gegen die 
Verwertung eine kollektive Subjektivität 
entwickeln, die die individualistische und 
privatistische jedes einzelnen Klassenmitglieds 
durchbricht). 


So müssen wir auch die Diskussion um 
unsere eigene Organisierung führen: a) uns die 
Strukturen schaffen, um uns politisch zur 
produktiven Kooperation (Fabrik) in Beziehung 
setzen zu können; b) aus der entwickelten 
produktiven Kooperation ("politische 
Klassenzusammensetzung") die Elemente für 
die Weiterentwicklung der Organisierung 
rausschälen. Hier nur mal ein paar Stichworte: 
Aus der verbreiteten gesellschaftlichen Quali- 
fikation bedient sich das Kapital recht ungeniert - 
aber in den bisherigen organisatorischen 
Überlegungen fließen solche verallgemeinerten 
Fähigkeiten kaum ein, wie sie in Klitschen- 
produktion, Dezentralisierung, in den verschie- 
denen Computer- und Transportnetzen vom 
Kapital verwertet werden. 


Und eine Nachbemerkung: "sich zu den 
Punkten der produktiven Kooperation in Bezie- 
hung setzen" kann nicht verstanden werden als 
"Betriebspolitik”. Arbeiterpolitik ist das Gegenteil 
davon, bedeutet, vom Arbeiterstandpunkt her 
alles zu entwickeln und anzugreifen: Mieten, 
Frau-Mann, Nationalitäten, Kultur ... 
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4) Strukturen - Land hol! 


Darüber, daß wir unsere theoretische Arbeit und 
die dabei gewonnenen Einschätzungen nach 
außen als konkrete Vorschläge vermitteln, 
können wir gezielt organisierend wirken. 


a) Die Bedeutung von Gruppen (Kollektiven) 
müssen wir nochmal diskutieren. Die Situation 
der "subjektiven Kräfte” (die sich selber für 
Revolutionäre halten) ist heute sehr stark davon 
gekennzeichnet, daß es keine Gruppen mehr 
gibt, daß alle zu Einzeltätern geworden sind. 
Eine Gruppe aufzubauen, die sich einen oder 
mehrere Betriebe vornimmt: Leute, die 
reingehen/drin sind plus Leute, die das von 
außen unterstützen (dem dabei aber ne Priorität 
einräumen): Das ist ein Minimalprogramm für 
den Anfang, das können zunächst Minigruppen 
von drei, vier Leuten sein, es geht darum, daß 
sie einen Anfang machen! 


b) ein "Arbeiternetz" aufzubauen .... (der 
folgende Artikel berichtet über einen praktischen 
Versuch, dieses zu tun): 


(engl.; etwa: Land Ahoy! - 
Titel eines "Doors"-Songs) 
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WESTBERLIN: 


ERFAHRUNGEN MIT DER 


allgemeine Einschätzung 


Beim Versuch, eine ArbeiterInnenVersammlung 
aufzubauen, mußten wir in West-Berlin ganz von 
vorne anfangen. Mit ungeeigneten Mitteln ("von 
außen") war das selbstgesteckte Ziel im ersten 
Anlauf nicht zu erreichen. Weder betrieblich 
noch überbetrieblich hat die angestrebte Stabili- 
sierung der Zusammenarbeit bisher hingehauen. 
Weil wir aber immer beides versucht haben, 
geht die Diskussion weiter, auch wenn die gan- 
zen Fäden zusammen noch kein Netz ergeben. 
Wir haben uns mit unserem Versuch ein Terrain 
abgesteckt, auf dem wir uns bewegen konnten, 
Kontakte aufbauen, Initiativen starten. Damit 
sind wir heute in der Lage, die nächste Stufe 
anzupacken. 


"ARBEITER INNENVERSAMMLUNG" 


Vor einem Jahr haben wir einen Neuanfang ver- 
sucht, den wir sozusagen noch aus der Vergan- 
genheit begründeten: In der WILDCAT Nr. 45 
haben wir von zwei Seiten (und zwei Städten) 
her eine Aufarbeitung der politischen Blockie- 
rungen unserer Initiativen versucht. Daraus 
haben wir Anhaltspunkte für das praktische 
Anpacken eines "Arbeiternetzes" gesucht. Stich- 
worte: keine abgeschlossenen Kleingruppen, 
kein ideologischer Positionenkampf, Zusam- 
mengehen von betrieblichen und überbetriebli- 
chen Initiativen. In den in Berlin vertriebenen 
Heften lag ein Schnipsel mit einer schüchternen 
Einladung an Leute aus Betrieben zur Diskus- 
sion über die Artikel und die abschließenden 
Überlegungen. Es kamen 14 Leute, von denen 
wir die meisten aus Jobber-Zusammenhängen 
kannten. Daraus entstand ein Diskussionszusam- 
menhang, der sich seiner Heterogenität wegen 
einzig das Ziel "Ausweitung" stellen konnte: 
"diesmal wirklich über die Szene hinaus...". Der 
Aufruf zu einer ArbeiterInnenversammlung war 
erst im November Konsens, die Verteilung war 
ein weiteres Problem. Einerseits die Träume: 
diesmal wollen wir eine echte Arbeiterzusam- 
mensetzung, nicht wieder die Szene, anderer- 
seits fielen uns nur wenige Punkte ein, an denen 
wir unsere Flugblätter auslegen oder unsere 
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Plakate ankleben konnten. Wir verteilten in ge- 
werkschaftliche Jugendzentren, Kneipen, kleb- 
ten vor Toren großer Betriebe, veröffentlichten 
den Aufruf aber auch im Interim, einer autono- 
men unzensierten Wochenschrift. 


Wir haben erstmal "Militante", "revolutionä- 
re Arbeiterkader", nicht "alle Arbeiter" eingela- 
den. Wir hatten (richtigerweise) befürchtet, daß 
es am Anfang recht chaotisch "autonom" zuge- 
hen könnte, mit jeder Menge ideologischer Dis- 
kussionen. Deshalb wollten wir zunächst diese 
Versammlung etwas stabilisieren und dann auch 
türkische Arbeitergenossen und KollegInnen aus 
den Betrieben einladen. 


Diese Stabilisierung kam nie zustande. 


Unser Vorschlag war eigentlich nur "struktu- 
rell"; es wäre gut, wenn selbstorganisierte über- 
betriebliche Arbeiterstrukturen entstehen. Dem 
stimmt sicher jedeR zu - aber wie das geht, mit 
welchen Inhalten, welchen Instrumenten, wel- 
chen organisatorischen Formen, wie solche poli- 
tischen Strukturen aus der aktuellen Klassen- 
zusammensetzung entstehen und sich auf sie be- 
ziehen.... dazu haben wir nichts gesagt. Und 
gerade diese Selbstorganisierungsprozesse sind 
nicht ingang gekommen, die ArbeiterInnenVer- 
sammlung ist zu keiner Ebene geworden, die 
sich selbst trägt. Sie mußte immer massiv durch 
Einzelinitiativen angeschoben werden. 


Wie sind wir drangegangen? 


Für Dezember bereiteten wir drei Eröffnungs- 
veranstaltungen vor, die Samstag nachmittags 
jeweils in einem anderen Stadtteil (Neukölln, 
Wedding, Kreuzberg 36) stattfanden. In kurzen 
Einleitungsbeiträgen sagten wir: Wir wollen 
eine regelmäßige Versammlungen von Leuten, 
die in Betrieben aktiv sind, in ihrem Job was 
machen wollen, sich gegenseitig bei Aktionen 
unterstützen, gemeinsam gezielt in bestimmte 
Betriebe gehen. 


Wir machten klar, daß wir nur Interesse an 
einer praktischen Zusammenarbeit haben - 
schlechte Erfahrungen mit allen möglichen 
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Schwätzern haben wir genug. Deshalb drangen 
wir schon nach einer Viertelstunde auf eine 
Vorstellungsrunde, in der jede/r Farbe bekennen 
mußte: ArbeiterIn oder nicht, wo beschäftigt, 
etc. Das Ergebnis: nur wenige arbeiteten aktuell 
in einem größeren Betrieb, bis auf wenige Aus- 
nahmen verdienten alle ihr Geld durch Lohn- 
arbeit (Gärtnerei, Buchbinderei, Werkstatt...). 
Ein paar Leute wollten v.a. Sozialhilfe- 
empfängerInnen organisieren und legten den 
Schwerpunkt auf Stadtteilkampf. 


In der Diskussion wichen wir jeglichem 
ideologischen Streit aus - was uns die Kritik 
einbrachte, wir hätten wohl gar keine Position 
bzw. würden damit hinter dem Berg halten (wir 
hatten ja auch keine gemeinsame, an den Dis- 
kussionsbeiträgen war kaum erkennbar, wer 
denn eigentlich zu der ominösen Vorbereitungs- 
gruppe gehörte). Wir ließen uns nicht in die 
Karten gucken; Leute, die eine geschlossene 
Weltanschauung forderten, wehrten wir erstmal 
ab. 


Von heute gesehen üben wir an zwei Punkten 
Selbstkritik. Wir versuchten zuviel unter einen 
Hut zu bringen: sowohl die Vorbereitungs- 
gruppe zusammenhalten, als auch erstmal alle, 
die gekommen waren, anzusprechen. Das konnte 
bei den heterogenen Zusammensetzungen nicht 
gehen. 


Nach den drei Veranstaltungen hatte sich die 
Vorbereitungsgruppe praktisch aufgelöst - bis 
auf vier hatten sich die Leute mit der Kritik: "ist 
ja eh nur Szene" verabschiedet bzw. sahen ihre 
eigene politische Perspektive eben doch nicht so 
"fabrikzentralistisch”. 


Wir haben den Betroffenenansatz nicht deut- 
lich kritisiert (also die Verdrehung, daß Leute 
mit nem politischen Anspruch sich hinstellen 
und so tun, als seien sie "ganz normale Proleta- 
rier"). Durch die Fragerei nach den persönli- 
chen Perspektiven erschienen wir selbst als 
Vertreter dieses Ansatzes. Gleichzeitig hielten 
wir mit einer politischen Position völlig hinter 
dem Berg. "Wir sehen uns als Revolutionäre und 
gehen dorthin, wo die Arbeiterklasse ist und wo 


wir Kampfmöglichkeiten sehen - das wäre ein 
klares Wort gewesen statt Rücksicht zu nehmen, 
die Vorbereitungsgruppe zu retten..... 


Einige Aktivitäten der 
ArbeiterInnenVersammlung 


Am Ende der zweiten Veranstaltung schien eine 
Vorstellung zu existieren, wie so eine regel- 
mäßige Versammlung aussehen könnte: Erfah- 
rungsaustausch, Diskussion über ein vorberei- 
tetes Thema, Planung von Aktionen. Als erster 
praktischer Ansatzpunkt boten sich die Zeitver- 
träge an, mit denen fast alle Anwesenden Erfah- 
rung gemacht hatten. Ein Flugblatt sollte vor 
allen wichtigen Großbetrieben, die befristet ein- 
stellen, verteilt werden und zu einer Diskus- 
sionsveranstaltung einladen. 


Von Januar an fand regelmäßig alle zwei 
Wochen samstags eine ArbeiterInnenversamm- 
lung statt, einmal in der Woche ein allgemeiner 
Vorbereitungstermin. Bis zum 1. Mai stürzte 
sich die Arbeiterversammlung in eine Vielzahl 
von Aktivitäten (Flugblatt zu Zeitverträgen/ 
Veranstaltung am 4.2.89; Seminar zu Gewerk- 
schaft und Betriebsrat; Wobblies-Film im türki- 
schen Arbeiterzentrum; Seminar zu Betriebs- 
basisgruppen in Berlin Ende der 60er Jahre; 
Veranstaltung zu Häuser- und Mieterkampf; 
Mitarbeit an der Maikoordination/Maizeitung; 
Verteilung eines Flugblatts zum 1. Mai/ Ver- 
anstaltung; Seminar über Klassenkämpfe in Ita- 
lien). Diese Aktivitäten hatten alle das Ziel, 
Leute hinzuzugewinnen und nach innen die 
Strukturen zu festigen. Mit den Flugblättern 
wollten wir erste Testballons in Richtung "über- 
betriebliche Massenzeitung" starten. 


Das erste Flugblatt 


Ergebnis der letzten Versammlung im Dezem- 
ber war, daß wir mit Flugblättern vor allen 
wichtigen Betrieben zu einer Diskussionsveran- 
staltung über Zeitverträge einladen wollten. Bei 
einer so wenig strukturierten Zusammensetzung 
ergab es sich von selbst, daß ein paar Leute aus 
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besser organisierten Zusammenhängen schließ- 
lich den Flugblattentwurf machten. Bei der 
politischen Herleitung der Zeitverträge ("neue 
Form des Beschäftigungsverhältnisses zur 
Spaltung der Klasse" oder "Übergangsform 
während der Hochkonjunktur bei grundsätzli- 
cher Tendenz, Jobs abzubauen") standen sich 
teilweise unvereinbare Positionen gegenüber, 
die auch auf der folgenden Versammlung nicht 
ausdiskutiert werden konnten. Aus dem Flug- 
blatt wurden praktisch alle kontroversen Passa- 
gen gestrichen, das war dementsprechend: sehr 
informativ, etwas langweilig. Die Diskussion 
um das Flugblatt und die Beiträge für die Ver- 
anstaltung füllte die nächsten Versammlungen. 
Darüberhinaus mußte jede Menge technischer 
Kram erledigt werden: Betriebe auswählen, die 
Schichtzeiten auschecken, Verteiltrupps zusam- 
menstellen. Dabei stellten wir uns selbst noch 
unter Zeitdruck, denn gleichzeitig begann die 
Versammlung, die mal mit 60 Leuten begonnen 
hatte, schon zu bröckeln. 


Die Flugblatt-Verteilaktion war eine gute 
Möglichkeit, die Zusammensetzung der Ver- 
sammlung zu festigen. Wir teilten uns in Trupps 
zu vier bis sieben Leuten auf, die drei bis vier 
Tage lang von morgens halb fünf an vor Fabrik- 
toren, zugigen U-Bahnhöfen, Kaufhäusern usw. 
etwa 17000 Flugblätter verteilten. Schlecht 
getimed war die Verteilung: am Tag nach dem 
Wahlerfolg der REPs erwarteten die ArbeiterIn- 
nen ein Flugblatt dazu. Trotzdem wurde unser 
Flugblatt im allgemeinen positiv aufgenommen. 


Für die Veranstaltung hatten wir drei kurze 
Redebeiträge vorbereitet: Zeitverträge und 
Beschäftigungsförderungsgesetz vor dem Hin- 
tergrund der kapitalistischen Krisenpolitik, ein 
Situationsbericht aus einer Fabrik, in der sehr 
viele Leute mit Zeitverträgen arbeiten, und ein 
kurzer Beitrag über die Ziele der ArbeiterInnen- 
versammlung. Unsere Vorstellung war, über 
diese auf eigenen Erfahrungen beruhenden Bei- 
träge einiges über die Situation in anderen Be- 
trieben zu erfahren und zu einer gemeinsamen 
Diskussion über mögliche Aktionsformen und 
Zusammenarbeit zu kommen. Auf der Veran- 
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staltung waren insgesamt etwa 100 Leute: auto- 
nome Jobberszene/Studijobber, Betriebsräte und 
Vertrauensleuten aus Betrieben, vor denen wir 
verteilt hatten - ganz wenige "normale" Malo- 
cher. Die Diskussion lief schleppend, die ersten 
Beiträge kamen alle von Betriebsräten, die z.T. 
sauer waren, daß wir nicht vor der Verteilaktion 
Kontakt mit ihnen aufgenommen haben, die 
schauen wollten, ob Leute aus ihrem Betrieb da 
sind, oder die einfach Tips haben wollten, wie 
sie sich in Verhandlungen mit der Geschäftslei- 
tung über Zeitverträge verhalten sollten. 


Dennoch war die Veranstaltung nicht so ne- 
gativ, wie sie vom Großteil der ArbeiterInnen- 
Versammlung nachher beurteilt wurde: Eine 
solche Initiative wird zur Zeit in erster Linie 
Leute ansprechen, die sich politische Gedanken 
dazu machen, nicht die "jungen ProletarierIn- 
nen". Darauf hatten wir aber naiv gehofft und 
uns nicht auf diese Mischung vorbereitet. So 
waren wir aus dem Stand nur ungenügend fähig, 
damit umzugehen. Dennoch wurde klar, daß bei 
praktischen Initiativen ein wesentlich breiterer 
Kreis von "Revolutionären im Betrieb" zusam- 
menkommen könnte, als ihn bisher die Arbeiter- 
InnenVersammlung erreichte. 


Selbstkritik an zwei.Punkten: Wir waren ohne 
klare gemeinsame Thesen und Vorschläge in die 
Veranstaltung gegangen, die Beiträge von Leu- 
ten der ArbeiterInnenVersammlung waren also 
persönliche und widersprachen sich. Aus politi- 
schen Vorurteilen sind wir auf Informations- 
bedürfnisse von Betriebsräten nicht eingegan- 
gen, diese wurden ein paar Mal angemacht, 
ohne daß es darüber eine politische Diskussion 
gegeben hätte, oder daß wir vom Podium aus 
ein paar klare Sachen gesagt hätten. Dadurch 
waren einerseits wohl einige "Betriebsräte" 
sauer, die mit besten Absichten gekommen 
waren; andererseits machten einige superkriti- 
sche Autonome ihre Kritik an der Arbeiter- 
InnenVersammlung nun daran fest, daß wir als 
Veranstalter nicht unsere Position zu Betriebs- 
ratsarbeit hinreichend deutlich gemacht hatten. 


Trotz regelmäßig verschickter Einladungen 
und Protokolle blieben Leute weg. Die Lösung 
sahen wir fälschlicherweise in der Flucht nach 
vorn. Wir dachten, die Leute wollen was Prakti- 
sches machen, haben keine Geduld mehr zu 
reden - das war eine Fehleinschätzung. Wir 
wollten Action bieten und erledigten die not- 
wendigen Diskussionen und theoretischen 
Arbeiten unter der Hand: beispielsweise auf 
dem (öffentlichen) Vorbereitungstermin am 
Dienstag abend, zu dem immer die selben Leute 
kamen. Die Versammlungen selbst wurden ein 
Abhaken von vorbereiteten Diskussionspunkten 
und lähmten wohl die Initiative der anderen. 


Seminare 


Daraus erklärt sich wohl hauptsächlich, wie 
positiv alle Beteiligten die "Seminare" erlebt 
haben (über Gewerkschaften und Betriebsver- 
fassungsgesetz; über Betriebsbasisgruppen in 
Westberlin Ende der 60er Jahre; über die Klas- 
senkämpfe in Italien). Allerdings führten auch 
sie nicht zur Stabilisierung des Teilnehmerln- 
nenkreises. 


Zum Teil nahmen wir mit den Seminaren die 
in der Veranstaltung aufgebrochene Kontroverse 
über die Nutzung dieser Strukturen für revolu- 
tionäre Politik auf; zum Teil vertieften wir eini- 
ge Fragen von allgemeiner Bedeutung für revo- 
lutionäre Initiativen auf dem Terrain der Fabrik. 
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2. Flugblatt/ Maimobilisierung 


Als völliger Holzweg stellte sich unser Versuch 
heraus, in die alljährliche "Mai-Mobilisierung" 
der autonomen Scene einzugreifen. Da bereits 
die letzte Mai-Andacht unter "klassenkämpferi- 
schen" Parolen gelaufen war, hatten wir uns 
gedacht, die Mobilisierung beim Wort nehmen 
zu können und beispielsweise gemeinsam vor 
Betrieben zur Demo zu mobilisieren. Außerdem 
wollten wir einige Tage vor dem 1. Mai eine 
Veranstaltung machen, auf der wir öffentlich 
deutlicher als bisher unsere Vorstellungen von 
Klassenkampf und » Arbeiterpolitik erklären 
wollten. 

Beim Flugi-Verteilen waren wir allein (Leu- 
te von der ArbeiterInnenVersammlung mit tat- 
kräftiger Hilfe der "Studi-Jobber") - und wir 
blieben es auf der Veranstaltung, zu der außer 
den 40 FlugblattverteilerInnen nur drei, vier tür- 
kische Genossen kamen. 


Dementsprechend gingen auch unsere Vor- 
stellungen baden, auf der Demo einen eigen- 
ständigen ArbeiterInnenblock zu machen. Die 
ArbeiterInnen waren nicht gekommen, und für 
die Hälfte der AV-Leute sind auf Demos andere 
Bezüge wichtig (WGs, Putzgruppen, ideologi- 
sche oder geschlechtsspezifische Zuordnungen). 


So waren wir mit einer großen Kraftanstren- 
gung ins Leere gelaufen: Über mehr als sechs 
Wochen hatte das Eingreifen in die Mai-VV, 
das Erstellen einer gemeinsamen Mai-Zeitung, 
das Herstellen und Verteilen von nochmal 
20 000 Flugblättern, das Vorbereiten von Ver- 
anstaltung und Demo alle Kräfte beansprucht. 
Wieder einmal war die inhaltliche Diskussion 
untereinander dabei auf der Strecke geblieben. 

Und das alles für einen politisch völlig illu- 
sorischen Vorschlag: es ist in West-Berlin auf 
dem Hintergrund der schroffen Klassenspaltung 
nicht möglich, "ArbeiterInnen” auf eine Scene- 
Demo zu mobilisieren; dafür sind die gegensei- 
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tigen Vorbehalte viel zu groß. Wir konnten un- 
sere Idee überhaupt nicht verwirklichen: Die 
1.Mai-Mobilisierung zu nutzen, um die auto- 
nome Linke in Westberlin wirklich mal in eine 
Auseinandersetzung mit der Klasse zu bringen. 
Und wir haben mit den ArbeiterInnen keine Dis- 
kussion darüber geführt, was sie von der Sache 
halten. Stattdessen haben wir selber einen 
abgehobenen Vorschlag gepowert. 


Danach waren mehrere Aufarbeitungswochen- 
enden, grundsätzliche Diskussionen usw. 
angesagt. Die ArbeiterInnenVersammlung ist 
aber in diesen Monaten zu einem starken "Dut- 
zend Aufrechter" zusammengeschmolzen. Das 
Wichtige für die weitere Arbeit ist jetzt nicht, ob 
wir diese organisatorische Hülle aufrechterhal- 
ten oder nicht, sondern die realen Sachen, die 
sich in diesem Jahr entwickelt haben: 


Parallel zur ArbeiterInnenversammlung dis- 
kutieren wir seit einem Jahr mit türkischen Ge- 
nossen, die eine gewerkschaftskritische bis 
-unabhängige Betriebsarbeit versuchen. Zum 
Teil hängen sie in einem Diskussionskreis, der 
politisch vor allem von der VSP geleitet wird. 
Aus Diskussionen und gemeinsamen Initiativen 
mit diesen türkischen Genossen entwickelt sich 
seit dem Frühjahr immer stärker das Bedürfnis 
nach verbindlichen Strukturen. Momentan sind 
wir am Diskutieren, wie diese aussehen können 
(Verein? Arbeiterlnitiative? ...). 


In den Betrieben selber, zu denen wir Kon- 
takte haben, entwickelt sich die Situation weiter: 
in einem Werk hat eine Genossin auf der letzten 
BV den Streik für mehr Lohn vorgeschlagen; im 
anderen Werk haben die Malocher (zunächst) 
gemeinsam die Samstagsarbeit verweigert, ist 
eine kleine Arbeitergruppe im Entstehen, die 
über die Situation diskutiert und sich überlegt, 
mit Flugis usw. einzugreifen; in einem anderen 
Werk gibt es untereinander zerstrittene Arbeiter- 
strukturen und viele (z.T. offen ausbrechende) 
Konflikte; in mehreren Textilwerken gibt es den 
Versuch, überbetriebliche Diskussions- und 
Aktionsstrukturen aufzubauen; in einem anderen 
Werk gibt es lose Kontakte zu einer diffusen 
Arbeitergruppe ... 


Von diesen Entwicklungen her sind solche 
Strukturen wie ArbeiterInnenVersammlung, Ar- 
beiterInnenlnitiative (oder wie immer sie sich 
nennen mögen) politisch zu bestimmen. Und auf 
diese Entwicklungen müssen sich solche politi- 
schen Strukturen untersuchend und eingreifend 
beziehen. 


Unklar ist noch immer, welches Verhältnis 
zu den Hunderten von Leuten aus der Szene her- 
gestellt werden kann, die "Kampf gegen die 
Arbeit" thematisieren, ihr Geld durch Jobben 
verdienen, ab und zu Aktionen dazu machen, in 
Betrieben jahrelange Untersuchungsarbeit 
gemacht haben. Während des Uni-Streiks im 
Dezember bildete sich eine Studi-Jobber-Ini- 
tiative, eine andere Gruppe versuchte, ein Dis- 
kussionswochenende zu organisieren. 


a 
Durch Flexibilisieru 
ist &s ra Sin 


Hutzung der Anlayen zu 
(\ erhalten .-- a 


TI 
ZEN 


Schlußfolgerungen: es rettet uns 
kein Modell - "singin songs who 
set us free....” 


Das wichtigste, was wir zuerst mal rüberbringen 
wollen: Es geht nicht drum, ein sauber ausgezir- 
keltes Modell vorzuschlagen, dann läuft alles 
von selber. Es ist nicht angesagt, daß jetzt in 
anderen Städten Leute das Berliner AV-Modell 
kopieren. Unsere Erfahrungen sind gerade an- 
dersrum: Man hat in etwa ne Vorstellung von 
der regionalen Klassensituation und muß zu 
Beginn zwei Sachen parallel anpacken: a) selber 
zu einigen wichtigen Punkten Kontakte auf- 
bauen, hingehen, reingehen; b) einen Vorschlag 
machen, der breit genug das Terrain absteckt, 
auf dem man sich bewegen will. Dann läuft aber 
nicht ab da alles von selber, "total authentisch" 
und "unabhängig selbstorganisiert" und was der 
Schlagwörter mehr sind. Sondern: dann hat man 
sich den Weg freigeschaufelt für ne Menge von 
Initiativen (die wichtigsten Kontakte kamen 
nach wie vor aus gemeinsamen Erfahrungen im 
selben Betrieb, nicht über die ArbeiterInnenver- 
sammlung) - und dafür gibt’s keine Rezepte! 


Zweitens: man muß neu anfangen! Alle Ver- 
suche der letzten zwei, drei Jahre, alte Kader zu 
reaktivieren, sind gescheitert. Interessanterweise 
kommen diejenigen der alten Kader, die noch zu 
reaktivieren sind, von selber, wenn jemand nen 
vernünftigen neuen Vorschlag macht. Nicht 
kommen tun sie, wenn jemand nur vorschlägt, 
"wir sollten uns mal alle wieder zusammen- 
setzen". 
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Drittens: Leute im Betrieb sind wichtig. Es 
haut nicht hin, als "revolutionärer Intellektuel- 
ler" o.ä. den ArbeiterInnen irgend was vorzu- 
schlagen, was sie tun sollten. Dabei kann es 
nicht um die Kopie der 70er-Jahre-Betriebspoli- 
tik gehen, die ist gescheitert. Wichtig sind auch 
Leute draußen, die den Schwerpunkt ihrer politi- 
schen Arbeit auf einen Betrieb legen: also Flugis 
machen und verteilen helfen, Leute abends 
besuchen und mit ihnen diskutieren, sich über 
die Pläne der Geschäftsleitung informieren und 
das Wissen wieder in den Betrieb zurücktragen. 


Viertens: wir müssen deutlicher machen, daß 
unsere Vorstellungen von Selbstorganisation der 
ArbeiterInnen nichts mit dem spontaneistischen 
Betroffenen-Ansatz zu tun hat. Was wir heute 
vorschlagen ist, daß die Revolutionäre, die 
Arbeiterkader Strukturen aufbauen, die es ihnen 
ermöglichen, sich auf die Klasse zu beziehen, in 
Konflikte einzugreifen, neue Entwicklungen zu 
untersuchen. 


Fünftens: geringe Kräfte, kleine Gruppen 
können was bewirken, wenn sie sich auf die 
Klassenzusammensetzung beziehen. Die Situa- 
tion in Westberlin läßt sich grob so bestimmen: 
1) Abgehalfterte K-Grüppler, die seit der 35h- 
Kampagne mit dem DGB verschmolzen sind, im 
ungünstigsten Fall zu den feindlichen Kräften 
gerechnet werden müssen; diese linksgewerk- 
schaftlichen Kräfte beherrschen aber das "politi- 
sche Feld", auch für Autonome sind sie An- 
sprech- und Bündnispartner. 2) Eine zerfallene 
und zerfallende Schicht von Immigranten der 
zweiten Generation, in ihrer Jugend in der Tür- 
kei politisiert, alle schon mit politischem Kopf 
hierhergekommen, die Fabrik als Kampffeld 
entdeckt, wozu sie aber ihre maoistischen, 
albanischen oder guevaristischen Konzepte 
ablegen mußten. 3) Die Mischung, die in den 
letzten drei Jahren neu in die Betriebe rein- 
gekommen ist (Aussiedler, Vietnamesen, 
Ghanesen, auch wieder Deutsche); die Rolle der 
(meistens türkischen) Arbeiterinnen. Das ist 
aber eine Frage von militanter Untersuchung: 
wer sind die? wie bewegen sie sich? spielt das 
BeschFG (Zeitverträge) eine besondere Rolle 
für eine Neuzusammensetzung? 
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Daraus folgt ganz grob als politische Bestim- 
mung: Wir müssen die Gewerkschftslinke (1) 
angreifen und demaskieren, ihre politische 
Hegemonie auf der Ebene der "in der Industrie 
Beschäftigten" brechen. Aus der sehr stark poli- 
tisierten aber durch den Zusammenbruch ihrer 
Organisationsvorstellungen orientierungslos 
gewordenen Generation türkischer Revolutio- 
näre (2) können wir viele gewinnen für eine 
gezielte Untersuchungsarbeit unter den "neuen 
Kräften" (3). Es gibt keine Automatismen und 
keinen "Modell-Vorschlag", der von selber 
läuft, aber wir können viel bewegen, wenn wir 
den Willen dazu und eine klare Vorstellung 
davon haben. 


Fortsetzung folgt 


Erst hatten wir 
Südamerikaner, jetzt 
dieses Sortiment von 

Europäern — lau- 
ter Verrückte, die 
absurde Dinger 
drehen! 


ff 


’KONFUSION - KERNFUSION 


Zersplitterte Unruhe in den Kliniken 


Nach dem Tarifabschluß mit dem oberflächlich sensationellen Ergebnis einer zehnprozentigen Lohn- 
erhöhung scheint die Bewegung der KrankenhausarbeiterInnen wie gelähmt. Selbstorganisierte 
Treffen finden so gut wie gar nicht mehr statt. Die AktivistInnen tun sich schwer, an ihre überra- 
schenden Mobilisierungserfolge anzuknüpfen. Mit der Durchsetzung des Tarifvertrags ist eine Phase 
der Kämpfe abgeschlossen. Aber wenn wir uns angucken, wie der Vertrag durchgesetzt wurde und 
wie die ArbeiterInnen sich dazu verhalten haben, können wir uns die Frage nach einer Mobilisierung 


neu stellen. 


Die Situation hat sich nirgendwo verbes- 
sert, im Gegenteil, in vielen Städten werden 
zunehmend Teile oder gleich ganze Statio- 
nen geschlossen, um freiwerdendes Pflege- 
personal auf die verbleibenden aufteilen zu 
können. Und die naiven Fragen, ob denn 
nicht allmählich günstige Auswirkungen 
des Tarifvertrags zu spüren seien, können 
uns nur lachen machen. Gemessen an den 
Forderungen war die spärliche Lohnerhö- 
hung eher ein Schlag ins Gesicht. Aber das 
haben auch schon diejenigen Politiker be- 
griffen, die mit dem Problem der Verweige- 
rung und der Fluktuation besonders hart 
konfrontiert sind. Der bayrische Sozialmini- 
ster Glück - und Bayern ist ja bekanntlich 
ein Paradies des "Pflegenotstands" - be- 
grüßte zwar den Abschluß, aber verwies 
auch auf Untersuchungen, die viel mehr 
Ursachen als nur die schlechte Bezahlung 
für die Kämpfe ausweisen. Und so wird 
vom Kapital nicht nur der Einsatz von 
Flüchtlingen und AussiedlerInnen in der 


Krankenpflege diskutiert, sondern auch 
Maßnahmen, um die Möglichkeit zu Teil- 
zeitarbeit zu erhöhen. 


Das stille Vergnügen der 
Bürokraten: Verwirrung stif- 
ten 


10% Lohnerhöhung - damit feierten sich die 
Gewerkschafter selbst nach einer langen 
Nacht in Stuttgart; und sie verkauften so 
der Öffentlichkeit und den Krankenhausar- 
beiterInnen ein Vertragswerk, daß sie noch 
nicht einmal selbst durchschauen. Tatsäch- 
lich bekommen nur sehr wenige eine 
10%ige Lohnerhöhung, wie etwa eine Stati- 


1 Eine der unabhängigen re wies darauf hin, 
daß bei der Entschlüsselung der Kapitalstrate- 
gien oft nur auf die nern impfe un- 
terlaufende Funktion der Flüchtlinge und Aus- 
siedlerInnen hingewiesen wird, sich hier aber 
auch der Rassismus der FacharbeiterInnen 
nährt, und die Linke ihn schnell fördert. 
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onsschwester, die schon 6 Jahre dabei ist 
und auf einer Infektionsstation im 3- 
Schicht-Dienst arbeitet. Für das Gros der 
PflegerInnen kommen zwischen 2 und 5% 
raus.?2 Aber es ist eine Lohnerhöhung, die 
sich aus der Erhöhung sowie Neuschaffung 
von Zuschlägen und neuen Aufstiegsmög- 
lichkeiten zusammensetzt. Und da lauern 
soviel Probleme, daß bisher noch kein 
Funktionär in der Lage war, zu sagen, was 
und wieviel es geben wird. Es wurde eine 
Schichtzulage zwischen 70,-DM und 150,- 
DM brutto vereinbart. 150,-DM gibts für 
diejenigen, die regelmäßig 40 Stunden 


Bisher gab es eine Erschwerniszulage nur in 
der Psychiatrie und Altenpflege. Sie wurde 
jetzt auf 90,- DM erhöht und zusätzlich für 
solche Stationen vereinbart, wo überwie- 
gend PatientInnen mit speziellen Krank- 
heitsbildern gepflegt werden, wie zum Bei- 
spiel Transplantations- und AIDS-Statio- 
nen. Ob sich "zeitlich überwiegend" auf die 
tägliche Arbeitszeit, die Belegung der Sta- 
tion mit eben diesen PatientInnengruppen 
oder nur darauf bezieht, daß die Station als 
spezielle Station ausgewiesen ist, ist um- 
stritten. Derartige Fallen finden sich überall 
im Vertrag, und die Gewerkschaft wird in 


Nachtwache innerhalb von 5 Wochen ma- 

chen. Nur was regelmäßig heißt, ob das 

einmal festgelegt wird, oder immer wieder 

neu von den ArbeiterInnen nachgewiesen 

werden muß, bleibt offen. 

2 Was gegenüber den PflegerInnen zu propagandisti- 
ae Zwecken vernaae u: En aller- 
En für andere ArbeiterInnen ein Signal sein, 
daß sie sich nicht mehr mit 2-3% zufrieden ge- 


ben, wo doch in den Kliniken 10% vereinbart 
wurden. 


den nächsten Monaten ihre Legitimation 
gegenüber den Mitgliedern aus den anste- 
henden Arbeitsgerichtsprozessen ziehen 
können. 


Aber es ist nicht entscheidend, wie gut 
oder schlecht das Anliegen der Kranken- 
hausarbeiterInnen im Tarifvertrag berück- 


sichtigt wurde - die Gewerkschaft hat ja 
auch eine Kampagne für mehr Personal 
versprochen -; wichtiger sind die politi- 
schen Auswirkungen. Die relative Einheit- 
lichkeit der Bedingungen auf Station, näm- 
lich der miese Lohn und die Arbeitshetze, 
soll mit den neuen Löhnen zersetzt werden. 
Die Zulagen und Lohnerhöhungen fallen 
für jede je nach Dauer der Beschäftigung 
und der Schichtverteilung so verschieden 
aus, daß ein gemeinsames und damit auch 
vereinheitlichendes Element wegfällt. Das 
kann in Zukunft ein geschlossenes Vorge- 
hen erschweren. Schon vor Inkraftreten des 
Vertrags fingen alle an, sich auszurechnen, 
wieviel denn für sie dabei rauskommen 
könnte. Daß sich an dem, was täglich das 
Leben schwer macht, nichts ändert, rückte 
in den Hintergrund. Um die paar Mark 
auch tatsächlich zu bekommen, wird jede 
einzeln um ihren Bewährungsaufstieg und 
Schichtzulagen streiten müssen. Allein 
schon die Auseinandersetzung mit der 
Verwaltung braucht mehr Zeit, als die Ar- 
beitszeitverkürzung an Freizeit bringt. Und 
die Verwaltung legt sich natürlich lieber mit 
Einzelnen an, als mit der ganzen Horde. 


Die Gewerkschaft hat mit der Verwal- 
tung zusammengearbeitet und so zu einer 
Spaltung der Bewegung beigetragen. Daß 
die Spaltung ziehen konnte, liegt aber nicht 
an der besonderen Pfiffigkeit der ÖTV, 
sondern hat seine Wurzeln in den Unklar- 
heiten und Widersprüchen, die sich durch 
die unabhängigen Treffen und Aktionen 
zogen. Auf der einen Seite die Diskussion 
um ein "Berufsbild der Krankenpflege", die 
Betonung der "Qualifikation" und der Hin- 
weis auf die "unvergleichlich" beschissene 
Situation, auf der anderen Seite der Aspekt 
der Verweigerung, der Sabotage, des Ar- 
beiterInnenkampfs. Wir werden versuchen, 
das anhand der Erfahrungen in Kiel zu ver- 
deutlichen. 


Hier kam es im Verlauf des Frühjahrs 
zu Treffen in der städtischen Klinik, wo na- 


hezu alle Stationen vertreten waren und 
schließlich eine Aktionswoche beschlossen 
wurde, die die Auseinandersetzung in der 
Arbeit eröffnen sollte. 


Aktionswoche in Kiel - Ver- 
weigerung und Organisie- 
rung der Arbeit 


Es lag auf der Hand, daß wir den Kampf 
von den Demonstrationen auf der Straße in 
die Klinik, auf die Stationen tragen mußten. 
Hier ist es ja schließlich, wo wir die Arbeit 
machen und für die ganze Klinik koordinie- 
ren, wo wir sie aber auch ebensogut ableh- 
nen können. Die individuelle Flucht aus der 
Klinik in die kollektive Verweigerung um- 
drehen - das sollte der Hebel sein, um 
Druck zu entfalten. Die Arbeitsverweige- 
rung wurde immer so diskutiert, daß das 
auf keinen Fall den PatientInnen schaden 
dürfe, und daß endlich bessere Pflege ver- 
wirklicht werden muß. Entsprechend 
wurde auf den Versammlungen im Haus 
ein Konzept zur Störung des Betriebs ent- 
wickelt, das sich sehr stark an PatientIn- 
nenbedürfnissen orientiert hat. Im wesentli- 
chen wurde beschlossen, das nächtliche 
Waschen in die Frühschicht zu verlegen, 
keine Blutentnahmen mehr vorzunehmen 
und die Verwaltungsarbeiten weitgehend 
liegenzulassen. Dabei wurde jeder Station 
selbst überlassen, wie konsequent sie an 
dem Maßnahmenkatalog festhalten wollte; 
das hing dann von der Entschlossenheit der 
gesamten Station ab. Die Beteiligung an der 
Aktionswoche war bis auf eine Station voll- 
ständig. In der Herangehensweise gab es 
zwei grobe Linien: die eine war, die ge- 
wonnene Zeit für die Verbesserung der 
Pflege zu benutzen, die andere betonte den 
Aspekt der Verweigerung der Arbeit. 

Diese beiden Linien drücken die Spal- 
tung unter den PflegerInnen aus - eine 
Spaltung, die es auf jeder Station gibt, die 
jedeR Beteiligte als eigene Widersprüch- 
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ABER SCHWESTER 
ASTRID... SIE HABEN 
DOCH SELBST GE- 


LORENZEN ‚HERRN SCHWARTEN , 


lichkeit erlebt. Genau daran konnte dann 
auch die Pflegedienstleitung (PDL) anset- 
zen, die im Zusammenhang mit der Umset- 
zung der 39-Std-Woche zum 1.April anord- 
nete, probehalber in der Frühschicht zu wa- 
schen und die Blutabnahme danach oder 
gar nicht vorzunehmen. Der Probelauf für 
eine Neuorganisation des Stationsablaufs 
wurde zeitlich begrenzt. Er sollte eine Wo- 
che vor der Aktionswoche beginnen und 
gleichzeitig mit ihr enden. Das waren die 
wichtigsten Maßnahmen, die die Ver- 
sammlungen diskutiert und beschlossen 
hatten. Ein klares Zeichen dafür, daß das 
Ziel der PDL war, die Aktionswoche als 
Kampfwoche zu unterlaufen und die Neu- 
organisation der Pflege noch weiter in den 
Vordergrund zu rücken, sie schließlich von 
oben abzusichern. Das letzte unabhängige 


PocH NICHT ALLE 
AUF EINMAL /// 
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ICH WEIB ‚WAS ICH IHNEN GESAGT HABE ! 
SIE SOLLTEN HERRN KAPPUS, HERRN 


HERRN BUCHHOLZ , HERRN JUNG - 
"JOHANN UND HERRN FEIL BADEN/ 


Treffen vor der Aktionswoche war nahezu 
vollständig davon bestimmt, der anwesen- 
den PDL nachzuweisen, daß sie sich damit 
gegen die Beschäftigten gestellt habe. Hier 
funktionierte die PDL mal wieder als Prell- 
bock zwischen den ArbeiterInnen und der 
Verwaltung, die Auseinandersetzung hin- 
terließ ein Gefühl der Lähmung, und an- 
stelle der notwendigen Vorbereitung wurde 
einfach zu viel Zeit in eine nutzlose Diskus- 
sion gesteckt. 


Das offene Konzept der Aktionswoche 
ermöglichte die große Beteiligung und 
machte die PflegerInnen wenig angreifbar. 
Andererseits löste es aber unter den Arbei- 
tenden auch viel Verwirrung aus und ging 
nicht zuletzt auf Kosten der Wirksamkeit. 
Durch die Beschränkung auf eine Woche 
und das Konzept selbst konnten Verwal- 
tung und Ärzteschaft sich ganz gut auf die 
paar Tage einstellen. Eine Behinderung des 
Betriebsablaufs wurde kaum sichtbar. Die 
Versammlungen während der Woche wur- 
den kaum besucht, die anfängliche Ge- 
schlossenheit ging verloren. Ein Teil der 
PflegerInnen konnte es nicht als gemein- 
same Aktion begreifen, weil einfach zu un- 


2 lt 


durchsichtig war, wer was macht, und wer 
nur die Dienstanweisung der PDL umsetzt. 
Viele waren zu sehr beschäftigt, die Pflege 
zu verbessern und abends entsprechend 
kaputt, aber auch zufrieden mit dem, was 
sie für sich erreicht hatten. Die ganze Eu- 
phorie der Vorbereitungsphase ging in der 
Aktionswoche in einem Wust von Nieder- 
lagen, dahinschmelzenden Versammlungen 
und Rückziehern der Stationen dahin. Es 
hätte noch einige Zeit gebraucht, um die Er- 
fahrungen auszuwerten und über die Wi- 
dersprüche und Gemeinsamkeiten zu dis- 
kutieren, um zu einer Vereinheitlichung, zu 
einer Überwindung der Spaltung zu kom- 
men. Aber die PDL hatte bereits die "Linie 
der Pflege" einbinden können (die letztlich 
dann doch wieder an der Masse der Arbeit 
scheiterte). Den kämpferischen Abteilungen 
war das zu wenig und sie fühlten sich im 
Stich gelassen. Den unabhängigen Gruppen 
ging die politische Initiative an die Gewerk- 
schaft verloren, die in den Warnstreiks 
weitergegangen war als sie selbst. Die Ge- 
werkschaft konnte es sich leisten, die Dro- 
hung des Nichtarbeitens auf die Tagesord- 
nung zu setzen, was die Gruppen aufgrund 
der Widersprüchlichkeit der ArbeiterInnen 
noch nicht gewagt hatten. Damit war sie 
der Bewegung praktisch einen Schritt vor- 
aus, sie hat den Streik aus den Köpfen auf 
die Straße gebracht, ihn realisiert und 
gleichzeitig der "Linie der Verweigerung" 
ein Angebot zur Mitarbeit gemacht. Diese 
waren es auch, die den Mitgliederzulauf bei 
der ÖTV ausmachten... und die kommende 
Austrittswelle. 


Rückzug und Perspektive 


Die unabhängig organisierten Treffen und 
Aktionen hinterließen Chaos und Ratlosig- 
keit darüber, wie es gemeinsam weiterge- 
hen könnte. Die Gewerkschaft schloß "den 
Kampf um den Tarifvertrag" schnell wieder 
ab, bevor die Auseinandersetzung "deutli- 
che Züge der Mobilisierung von Unten" be- 
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kommen konnte. Die kämpferischen Ab- 
teilungen hatten zwar in beiden Mobilisie- 
rungen ihre eigene Stärke gespürt, die aber 
jetzt, ohne eine kollektive Perspektive, in 
sich zusammenfällt. Die gemeinsame über- 
greifende Organisierung der Kliniken hatte 
für sie eher als Hemmschuh gewirkt. Am 
eigentlichen Punkt der Auseinandersetzun- 
gen, der Arbeit, hatte sie nichts verändern 
können. Als Reflex darauf zogen sie sich 
auf Abteilungsebene zurück. 


Vor allem auf den Intensivstationen, die 
ganz anders arbeiten und sehr viel weniger 
Druck von PatientInnen bekommen als an- 
dere Stationen, begann nun ein regelrechter 
Kleinkrieg um die Bettenbelegung. Ausge- 
hend von der Zahl der Beatmungspatien- 
tInnen, wurde von den PflegerInnen ein 
Belegungsschlüssel festgelegt: je mehr Be- 
atmungen, desto mehr freiwerdende Betten 
werden nicht mehr belegt. Über Wochen 
kam es täglich zu Auseinandersetzungen 
und Schreiereien mit den Ärzten, der PDL 
und der Verwaltung. Wenn doch wieder 
der Rettungswagen ankam, wurden Zim- 
mer abgeschlossen. Aber es gelang besten- 
falls tageweise, den eigenen Belegungs- 
schlüssel durchzusetzen. Häufiger waren 
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die Niederlagen, wenn letztlich doch wie- 
der jemand aufgenommen wurde. Mit der 
einsetzenden Kündigungswelle, dem letz- 
ten Mittel der ArbeiterInnen, sich dem 
Druck zu entziehen, fand auch dieser iso- 
lierte Kampf ein Ende. 


Die Fluktuation aus der Klinik nimmt 
massiv zu, ganze Stationen kündigen, und 
es sind gerade die AktivistInnen der Mobi- 
lisierung. Die Militanten sind über alle Kli- 
niken verstreut - hierin liegt aber auch die 
Chance einer Radikalisierung der Diskus- 
sion. Für sie stellt sich jetzt erstmal das Pro- 
blem, den Kontakt zu halten, und die Dis- 
kussion mit den Neuen wieder von vorn zu 
beginnen. 


„.und wenn es nur be- 
schleunigt, was ohnehin 
vergeht 


Die Krankenpflege als Arbeit und ihre Or- 
ganisation haben sich in den letzten Jahren 
verändert, und die KrankenhausarbeiterIn- 
nen haben heutzutage ganz andere Vor- 
stellungen vom und Ansprüche ans Leben. 
Welche Bedeutung es hat, daß nach langer 
Ruhephase wieder im Pflegebereich ge- 


kämpft worden ist, läßt sich noch garnicht 
abschätzen. Selbst wenn jetzt für einige Zeit 
Ruhe einkehren sollte und wieder indivi- 
duelle Auswege gesucht we: len, werden 
die KrankenhausarbeiterInnen, jetzt oder 
später, an dieser Erfahrung anknüpfen 
können und müssen. 

Bei den Diskussionen über die Einfüh- 
rung einer neuen Arbeitsorganisation in der 
Industrie, die in der letzten Zeit verstärkt 
öffentlich geführt werden, ist mir aufgefal- 
len, daß diese "Zukunft der Arbeit" in den 
Kliniken, auf den Stationen, zum Teil schon 
längst Wirklichkeit ist. "Mitarbeitermotiva- 
tion" und "Produktidentifikation" erinnern 
an die "Pflegeideologie" und "Verpflichtung 
gegenüber dem Patienten", eine "Qualifizie- 
rungsoffensive" hat im Krankenhaus schon 
vor Jahren stattgefunden.3 Auf Station wird 
in "Teamarbeit" gearbeitet, die "Produktion" 
wird gemeinschaftlich organisiert. Man 
könnte fast denken, daß die Krankenhaus- 
arbeiterInnen ihren Kampf aus einer Ar- 
beitsorganisation heraus geführt haben, mit 
der die Metallindustrie und die Gewerk- 
schaft die ArbeiterInnen wieder zum Schaf- 
fen kriegen wollen. 


3 s.Wildcat 47, Florence N. goes wild 


Hinweis: Artikel "O.K., der Sommer gehört den Arbeitgebern - der Herbst und der 
Winter uns." über Erfahrungen mit dem Frankfurter Aktionsausschuß in der neuen in 
Frankfurt erscheinenden AFAZ, Seiten 35 bis 39. 


Gibt's in Buchläden oder direkt bei: AFAZ c/o FKK e.V., Schleusenstr. 17, 6000 


Frankfurt/Main; kostet 4 DM + Porto. 
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In den letzten zwei Jahren gab es beim SSK-Ehrenfeld mehrere Brandstiftungen. Bisher 
immer nur mit Sachschaden. In der Nacht vom 3.8. brannte das Wohnhaus. Zwei Männer 
und ein Kind sind bei dem Brand erstickt. 


Der SSK besteht seit fast 20 Jahren. Aus dem Sozialarbeiterprojekt für aus Heimen entflo- 
hene Jugendliche wurde bald eine Selbsthilfe mit mehreren Gruppen in Köln. Auch Äl- 
tere kamen zum SSK, und nach der Heimkampagne richteten sich die Kämpfe vor allem 
gegen Sanierung/Wohnungsnot und Psychiatrie (siehe dazu die Wildcat-Artikel zum 
Kölner Häuserkampf, Nr. 42, und zur Psychiatrie, Nr. 44/45). Der SSK verzichtet bis 
heute auf staatliche/städtische Gelder, um nicht als politisches Projekt über das Ein- 
kommen erpressbar zu sein. 


Das Haus der Ehrenfelder Gruppe ist nach dem Brand unbewohnbar. Der Wiederaufbau 
wird viel kosten. Noch ist unklar, wieviel die Versicherung bezahlen wird. In Köln hat es 
bereits eine breite Unterstützung gegeben. Weitere Spenden sind aber sicher notwendig. 


Spendenkonto: 


Helft SSK e.V. N nr 
BLZ 370 501 98 a 
Kto.Nr. 1008 392 704 

(Spendenquittung möglich) 


Informationen: SSK-Ehrenfeld, Liebigstr. u. 5 Köln 30, Tel. 0221/556189 
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USA: BERGARBEITERSTREIK ’89 


Die 80er Jahre waren für die US-amerikanische Arbeiterklasse ein Jahrzehnt voller Niederlagen. 
Real- und Nominallohnabbau, Einführung des zweigleisigen Lohnsystems, Abbau sozialer Absiche- 
rungen, Millionen neuer Mindestlohnjobs, verschärftes Kommando bei der Arbeit (z.B. regelmäßige 
Drogenkontrollen durch die Firmen). Fast alle Kämpfe wurden kläglich verloren, teilweise nach mo- 
nate- und jahrelangen Streiks und Aussperrungen. Den Firmen gelang es meist, nach kurzer Zeit die 
Produktion mit Streikbrechern fortzusetzen. Die Kämpfe blieben isoliert, Solidarität fand allenfalls in 
Form von Spendensammeln statt. Die Bergarbeiter bestreikten 84/85 die Zechen von Massey Coal 
Co. 15 Monate lang - und mußten hinterher im Tarifvertrag bedeutende Verschlechterungen hin- 
nehmen. Was‘; : 


WA (auch: UMW): United Mine Workers of America, US-Bergarbeitergewerkschaft; 
nicht dem Gewerkschaftsdachverband AFL-CIO angeschlossen; 1988 ca. 180 000 Mitglieder, 
davon 70 000 Rentner, 25 000 Arbeitslose, 85 000 Beschäftigte ( 1970: 170 000 arbeitende Mit- 
glieder, 1986: 100000 arb. Mitgl.); 


Organisierungsgrad im alten Kohlerevier der Appalachen (Bergkette im Osten der USA, u.a. 
Virginia, West Virginia, Pennsylvania, Kentucky) sehr hoch, in neuen Bergbaugegenden im 
mittleren Westen gering. Anteil der Kohleförderung unter Tarifvertrag in den letzten zehn 
Jahren von 48% auf 35% der Gesamtfördermenge gefallen. 


BCOA: Bituminous Coal Operators Association; Verband der Kohleförderfirmen, vertritt 14 
der größeren Minengesellschaften. 


Bergarbeiter: Beschäftigte im Kohlebergbau: 1950 - 400 000, 1960 - 180 000 (Ertrag pro Ar- 
beiter +100% !), 1988 - 153 000 (5% weniger als im Vorjahr); Löhne: mit Tarifvertrag ca. 
$16/Std., ca.$600/Woche 


Tarifverträge: Gelten nur für Gewerkschaftsmitglieder; regeln sehr umfassend die Arbeits- 
bedingungen, es gibt wenig gesetzliche Regelungen (Renten, Krankenversicherung, Urlaub, 
Arbeitsschutz etc.). Die Arbeiter stimmen ab, ob sie von der Gewerkschaft vertreten werden 
wollen, je nachdem sind dann entweder alle Gewerkschaftsmitglieder oder keiner. Dies be- 
deutet jedoch nicht, daß alle bei einer Firma Arbeitenden zur Gewerkschaft gehören, da 
diese immer nur für bestimmte Beschäftigtengruppen zuständig ist: nur Arbeiter, oder nur 
Angestellte, oder Handwerker und Produktionsarbeiter, etc. Vorgesetzte (ab Vorarbeiter) 
können nicht Mitglieder von Blue-Collar-Gewerkschaften werden. 


50 


Im Januar ’88 läuft der Tarifvertrag zwi- 
schen UMWA und BCOA aus. Als Vorbe- 
reitung auf die Tarifrunde beschließt der 
Gewerkschaftssonderkongreß im Oktober 
86: 


-Der Streikfond wird von $70 Mill. auf $100 
Mill. erhöht. 


-Vereinigungsverhandlungen mit Öl-, 
Chemie-, Atomarbeitergewerkschaft 
(OCAW) . Ziel: Ener iegewerkschaft; 
viele Minen sind im Besitz von Ener- 
giemultis. (Die Vereini 1 scheitert 
am Widerstand der OCAW-Bürokratie, 
die um ihre Posten fürchtet). 


-Als Verhandlungsziele werden - definiert: 
"Job Opportunity and Economic Secu- 
rity". Dies hört sich auf deutsch ge- 
nauso vage an, etwa: Arbeitsplatz- 
chancen und wirtschaftliche Sicherheit. 
Angeblicher Grund für diese ver- 
schwommene Formulierung: die Fir- 
men sollen nicht vorgewarnt werden. 

-Der nächste ordentliche Kongreß (eigent- 


lich für 88 angesetzt) wird auf 90 ver- 
schoben. 


Arrested strikers are hauled away 
from the picket line. 
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In der Gewerkschaftszeitung vom Dez. 87 
wird der Vorsitzende Trumka zitiert: 


"Wenn die Konzerne kooperieren, wird die 
UMWA alles in ihrer Macht stehende tun, daß 
die Tarifverhandlungen mit der BCOA ohne 
Streik beendet werden. ... Diese Verhandlungen 
sind eine echte Chance, sowohl für unsere Mit- 
glieder, als auch für die durch die BCOA reprä- 
sentierten Firmen, für eine langfristige, nicht- 
feindliche Beziehung." 


Der neue Tarifvertrag wird Anfang 88 
mit der BCOA und 60 anderen Firmen auf 5 
Jahre abgeschlossen, ohne daß Arbeits- 
kampfmaßnahmen vorausgingen. Er wird 
durch ein Mitgliedervotum von ca. 2:1 
Stimmen angenommen. Er sieht verbesserte 
Wiedereinstellungsregelungen für entlas- 
sene UMWA-Mitglieder, Lohn- und Ren- 
tenerhöhungen vor. 


Die Pittston Coal Company war vor den 
Tarifverhandlungen aus dem Dachverband 
ausgetreten. Sie will einen Haustarifvertrag 
aushandeln. Im Vorfeld dieser Verhand- 
lungen entläßt Pittston 4000 Bergarbeiter 
aus gewerkschaftlich organisierten Minen. 
Danach arbeiten noch 2000 UMWA-Mit- 
glieder bei Pittston. Die Firma fordert: 
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-beliebigen Einsatz von Leiharbeitern und 
Werkverträgen; 


-Abschaffung der Übernahmeverpflichtung 
(für WA-Mitglieder) im Falle von 
Zechenverkäufen; 


-das Recht, jederzeit Überstunden anordnen 
zu können; 
-Einführung von Sonn- und Feiertagsarbeit; 


-Kostenübernahme der Krankenversiche- 
rung durch die Firma wird von 100% 
auf 80% gekürzt; 


-Wesentliche Verschlechterung bei den Be- 
triebsrenten. 


Als der alte Vertrag im Januar 88 ausläuft, 
arbeiten die Bergarbeiter ohne Vertrag 
weiter, obwohl bisher galt: "No contract, no 
work" - kein Vertrag, keine Arbeit. Die Ver- 
handlungen ziehen sich über ein Jahr hin. 
In diesem Jahr heuert die Firma Vorarbeiter 
und Leiharbeiter an und stellt die Zahlung 
der Betriebsrenten ein. 


EUSKADI: 
FRAUEN IN AMBULANTEN DIENSTEN 


- DIE SCHWARZARBEIT 


HAT DEN NAMEN DER 


FRAU 


Am 11.4.1989 besetzten Frauen, die in 
Bilbao im ambulanten Dienst arbeiten, die 
Rathäuser der Stadtteile Galdakao, Basauri, 
Getxo, Erandio, Santurtzi und Baracaldo. 
Nach 12 bis 15 Tagen Besetzung wurden sie 
geräumt. Gleichzeitig traten die Frauen in 
Bermeo in einen unbefristeten Streik. Wie 
kam es dazu? 
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Vor 5 Jahren wurden in Euskadi (Bas- 
kenland) ambulante Dienste eingerichtet. In 
Vizkaya arbeiten 900 Frauen in diesem Be- 
reich, in Guipuzkoa fast genausoviele. Die 
Frauen werden zwar von den Stadtver- 
waltungen bezahlt, haben jedoch keinerlei 
Arbeitsverträge. Das heißt, sie sind nicht 
. sozialversichert, haben keinen Anspruch 
auf Urlaub, Arbeitslosengeld usw. Die Be- 
zahlung schwankt zwischen 200 und 500 
Peseten pro Stunde, etwa 3,30 DM bis 830 
DM. Einige Frauen verdienen auf diese 
Weise monatlich 500 DM, andere dagegen 
1000 DM. 


1985 klagte schließlich Marisol, eine der 
Frauen aus Bilbao, vor dem Arbeitsgericht 
auf Festeinstellung - und gewann. Die 
Stadtverwaltung ging in Berufung, 1986 
wurde das Urteil jedoch vom obersten 
Verwaltungsgericht in Madrid bestätigt. 


Daraufhin fing Marisol mit Unterstüt- 
zung einer der Frauen von CAES (Rechts- 
hilfeberatung für den Arbeitsbereich, hängt 
eng mit EMK - Kommunistische Bewegung 
Euskadi’ - zusammen) an, Adressen von 
anderen Frauen herauszubekommen, im- 


mer mehr Frauen zusammenzutrommeln, 
die sich schließlich in den verschiedenen 
Stadtteilen und Orten koordinierten. Die 
Kontakte suchte sie durch Anzeigen in Egin 
und über Abgeordnete von Herri Batasuna 
oder Sozialarbeiterinnen. Es war nicht ein- 
fach, die völlig isoliert voneinander arbei- 
tenden Frauen zu organisieren, zumal viele 
von ihnen Angst hatten, dadurch ihre Ar- 
beit zu verlieren. Fast keine der Frauen hat 
einen erlernten Beruf, viele sind alleinste- 
hend und müssen ihre Kinder alleine er- 
nähren. 
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In dem Maße jedoch, wie sich immer 
mehr Frauen zusammenschlossen, um feste 
Arbeitsverträge einzufordern, bekamen die 
Stadtverwaltungen kalte Füße. Bis sie 
schließlich ihre eigene Konfliktlösungsstra- 
tegie entwarfen: Sie gründeten Privatfir- 
men. In Vizkaya die ASAD, in Guipuzkoa 
mehrere kleinere Firmen. Sie setzten die 
Frauen unter Druck, ihre Klagen vor dem 
Arbeitsgericht zurückzuziehen. Gleichzeitig 
forderten sie diese auf, ab sofort für diese 
Firmen zu arbeiten. Ihnen wurden 3-Mo- 
natsverträge angeboten, jedoch gekoppelt 
an eine Verzichtserklärung auf jegliche An- 
sprüche aus den letzten 5 Jahren an die 
Stadtverwaltungen. 


In dieser Situation beschloß die Koordi- 
nation in Vizkaya, in denen sich mittler- 
weile Frauen aus 20 Orten bzw. Stadtteilen 
und Frauen aus der asamblea de mujeres (un- 
abhängige Frauenkoordination) zusam- 
mengeschlossen hatten, ab Februar 1989 
eine Kampagne zu starten. Unter dem Titel: 
"Frauen in ambulanten Diensten - die 
Schwarzarbeit hat den Namen der Frau" 
riefen sie zu Veranstaltungen, Kundgebun- 
gen und Demos auf. Sie gewannen so die 
Unterstützung der Arbeitslosenkomitees, 
der Parteien EMK und LKI, der Gewerk- 
schaften LAB, ESK-CUIS und CCOO und 
teilweise von Herri Batasuna und Egizan 
(Herri Batasuna nahestehende Frauenorga- 
nisation). Nachdem mehrere Stadtverwal- 
tungen im April dennoch für Privatisierung 
stimmen, beschließen die Frauen, sie zu be- 
setzen. 


Keine einzige der Frauen war jemals po- 
litisch oder gewerkschaftlich organisiert. Es 
war für sie die erste Erfahrung, sich ge- 
meinsam mit anderen Frauen zu wehren. 
Dazu kommt, daß viele keinerlei Unterstüt- 
zung von ihrer Familie bekamen. Viele 
Ehemänner erwarteten, daß ihre Frauen 
trotz der Besetzung mittags nach Hause 
kamen, um für sie zu kochen und küm- 
merten sich genausowenig wie sonst um 
die Kinder. 


Aus EINEM INTERVIEW MIT EINIGEN 
DER FRAUEN AUS DER KOORDINA- 
TION 


Ana Rosa aus Getxo (dort besetzten 26 
Frauen 13 Tage lang das Rathaus): "Ich kann 
euch versichern, daß dies eine Erfahrung war, 
die ich nicht so leicht vergessen werde. Unser 
Zusammenleben war eine unglaublich schöne 
Erfahrung. Wir waren sehr gut organisiert. Wir 
hielten uns in der Eingangshalle des Rathauses 
auf, sodaß diejenigen, die morgens dort reinka- 
men, an uns vorbeigehen mußten. Nachdem wir 
aufgestanden waren, machten wir zunächst ge- 
meinsam Gymnastik. Danach hatte jede einzelne 
von uns irgendeine Aufgabe, je nachdem, wie 
wir es in der Versammlung beschlossen hatten: 
einige hielten den Kontakt zur Presse, andere 
machten Plakate, wieder andere waren für Fi- 
Nanzen zuständig...” 


Doch als 
BATMAN 
kurz darauf 


im Rathaus 
eintritt... 


Paula aus Basauri: "In Basauri, wo wir das 
Rathaus zwei Wochen lang mit 40 Frauen be- 
setzt hatten, bekamen wir von außen viel Unter- 
stützung. Zum Teil von Familienangehörigen, 
zum Teil von den Unterstützergruppen aus dem 
Stadtteil. An dem Tag, als wir unsere Besetzung 
abbrachen, gingen wir zum Bürgermeister 
Berrocal, von der PSOE, umkreisten ihn und 
forderten von ihm feste Arbeitsplätze. Später 
behauptete er dann, wir hätten ihn physisch an- 
gegriffen und ihn beleidigt. Er weiß genau, daß 
das nicht stimmt. Wir dagegen wissen genau, 
wer uns angreift, auch physisch, zum Beispiel, 
als sie uns im Polizeigriff aus dem Rathaus 
schleiften.” (In Basauri wurden alle 40 
Frauen entlassen). 


Die aktuelle Situation (Stand 
vom August ’89): 


In vier Orten haben die Frauen tatsäch- 
lich ihre Festeinstellung erreicht. Das heißt, 
die Stadtverwaltungen müssen ihnen für 
die letzten 5 Jahre die gesamten Sozialab- 
gaben, Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung, Urlaubsansprüche usw nachtragen. 
Insgesamt wurden jedoch in mehreren Or- 
ten/Stadtteilen fast 100 Frauen, die an den 
Besetzungen beteiligt waren, entlassen. 
Dennoch sehen die Frauen ihre Aktionen 
als Erfolg an, weil bereits 200 der 900 
Frauen in Vizkaya inzwischen beim Ar- 
beitsgericht Klage auf Festeinstellung ein- 
gereicht haben. In Guipuzkoa ist der Prozeß 
etwas langsamer. Dort gab es zwar auch 
verschiedene Aktionen, jedoch keine Beset- 
zungen. 


Frauen... !! 


Nach der Sommerpause geht die Kam- 
pagne weiter, und sie wird noch lange nicht 
zu Ende sein. Denn viele Stadtverwaltun- 
gen haben sich noch nicht entschieden, ob 
sie auch privatisieren wollen. Es geht 
darum, weiterhin Druck auf sie auszuüben. 
Dazu kommen die Prozesse wegen der Be- 
setzungen. In Getxo wurden die Frauen 
nicht nur angeklagt, das Rathaus besetzt zu 
haben, sondern auch, den Bürgermeister 
entführt zu haben. Sie hinderten ihn eines 
Tages während der Besetzung für einein- 
halb Stunden daran, eine Pressekonferenz 
zu verlassen, die er zu einem anderen 
Thema gab und zwangen ihn, sich ihre For- 
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Manoli aus Santurtzi (dort besetzten 12 
Frauen das Rathaus): "Wir waren mit einem 
Monster konfrontiert, bestehend aus Leuten, die 
gestern noch Fabrikarbeiter waren, die sich je- 
doch dank dessen, was sie Demokratisierung 
nennen, in Bürgermeister und Abgeordnete der 
PNV verwandelt haben. Typen, die sich wie 
Pfauen aufführen und die Kunst der Vettern- 
wirtschaft und des "Beziehungen Habens” er- 
lernen, gleich Unternehmern. Und dazu kamen 
die Diskriminierung, die Schwarzarbeit, die 
Verweigerung eines angemessenen Lohns und 
menschlicher Arbeitsbedingungen, Drohungen, 
Sanktionen, Entlassungen derjenigen, die ihre 
Rechte einfordern... 


(Nach der Räumung zogen die Frauen 
dort tagelang vor das Rathaus, hielten dort 
Kundgebungen ab, organisierten Demos 
usw.) 


derungen anzuhören. Sie stellten sich vor 
sämtliche Türen des Saales, damit er nicht 
rauskonnte. Später sagte er dann, er "hätte 
sich entführt gefühlt" und erstattete An- 
zeige. 


Die asamblea de mujeres wird die Kampa- 
gne nach der Sommerpause zudem noch 
ausweiten: Seit längerem bereits haben sich 
in Vizkaya Frauen, die als Putzfrauen ar- 
beiten, zusammengeschlossen. Sie führten 
1988 eine Umfrage unter 500 Putzfrauen 
und Haushaltshilfen bezüglich deren Lohn, 
Sozialversicherung usw. durch, die sie nun 
veröffentlichen wollen. Geplant ist weiter- 
hin, mit Straßentheater, Verteilen von Flug- 
blättern dabei, Einladungen zu Treffen und 
Veranstaltungen die Kampagne auszuwei- 
ten und eine noch größere Anzahl von 
Putzfrauen und Haushaltshilfen zu organi- 
sieren. 


Lanı 
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STREIK IM TEGELER KNAST 


"Nur wir hier drinnen können an dem Be- 
stehenden etwas ändern." 


Die Kampfformen im Knast sind natur- 
gemäß sehr eingeschränkt - die momentan 
öffentlichkeitswirksamste Form der Aus- 
einandersetzung ist die des Hungerstreiks. 
Hungerstreik aber heißt nix anderes als die 
Drohung mit Selbsttötung, letztlich also ein 
Appell an die Moral des Gegners. Natürlich 
gibt es im Knast zahlreiche unterschwellige 
Kämpfe und Konflikte, das ist logisch bei 
einer so offensichtlich unterdrückerischen 
Maschine. Daß aber über 200 Gefangene 
über mehrere Tage hinweg die im Knast 
obligatorische Zwangsarbeit verweigern, 
sprich streiken, ist in Deutschland selten. 
Wir bringen deshalb einen kurzen Bericht 
über diesen Streik. 


"Bei einem Hungerstreik würde es Wochen 
dauern, bevor überhaupt eine Reaktion von Sei- 
fen der Herrschenden erfolgen würde. Jedoch 
eine Aktion, die an das Heilige der Herrschen- 
den geht, ans Geld, könnte eine schnelle Reak- 
tion nach sich ziehen. Da wir Inhaftierten durch 
unsere Arbeitskraft den ganzen Versorgungs- 
mechanismus überhaupt erst ermöglichen und 
erhalten, sind wir auch durch die Verweigerung 
weiterer Ausbeutung in der Lage, alles zu boy- 
kottieren und das geschah am 1.6.89." 


Vorhergegangen war ein Mißtrauens- 
votum von 30 Gefangenen gegen einen So- 
zialarbeiter und eine Vollversammlung am 
25. 5. 89. Nach den Aussagen der drei Ge- 
fangenen ging es um die mangelhafte Ent- 
lassungsvorbereitung - "...immer mehr kurz 
vor der Entlassung Stehende wehrten sich da- 
gegen, ausgesetzt zu werden..." -, Mißachtung 
des Strafvollzugsgesetzes und allgemein 
um das Problem des Verwahrvollzugs. 
Nach der Vollversammlung legten am 1.6. 


etwa 120 Leute aus der Teilanstalt 2 ein- 
schließlich der 25 Hausarbeiter (Gefangene, 
die mit ihrer Arbeit die Versorgung im 
Knast aufrechterhalten) die Arbeit nieder. 
Dieser Aktion schlossen sich 100 Gefangene 
der TA 3 an. 


Am 4.6.89 wurde der Teil der Forderun- 
gen erfüllt, der sich auf die Freistunden und 
die Aufschlußzeiten bezog. Aufgrund die- 
ses bescheidenen Angebots der Anstalts- 
leitung beendeten die Gefangenen lediglich 
die Verweigerung der Anstaltskost. 


"ICH NICHT, WIR JA!" 


Am 5.6.89 wurden die drei Gefangenen- 
vertreter, die von den Gefangenen aus der 
Protestbewegung heraus gewählt worden 
waren, zur Anstaltsleitung zitiert. Sie wei- 
gerten sich, einzeln zu erscheinen. Ihnen 
wurde die volle Erfüllung der Forderungen, 
die den Freizeitkomplex betreffen, und 
weitere Gespräche zugesagt. An diesem 
Punkt wird das Dilemma einer "Gefange- 
nenvertretung’ im Knast deutlich. "..., wir, 
die Eingesperrten besprachen mit denen, die 
einsperren, wann eingesperrt werden soll und 
wann nicht; absurde, jedoch realistische Situa- 
tion." Als am ersten Tag der neuen Freizeit- 
regelung die Gefangenen schon nach der 
Hälfte der zugesagten Freistunden einrük- 
ken sollten, entstand im Hof erhebliche Un- 
ruhe und eine Meuterei bahnte sich an. Die 
Gefangenenvertreter fühlten sich genötigt 
in dieser Situation schlichtend einzugreifen 
und durch Verhandlungen die Lage zu ent- 
spannen, womit sie der Anstaltsleitung be- 
wiesen, daß sie ’ihre’ Gefangenen unter 
Kontrolle hatten und somit auch ernstzu- 
nehmende Verhandlungspartner sind. 
Trotzdem versuchte die Knastbürokratie 
während der ganzen Auseinandersetzung, 
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die Gefangenenvertreter zu isolieren und 
einzuschüchtern. Am 21.6 besuchte die Ju- 
stizsenatorin den Tegeler Knast, um mit je 
einem Insassenvertreter pro Teilanstalt eine 


Diskussionsrunde zu bilden. Die Insassen- 
vertreter der TA 2 verlasen eine Erklärung 
und verliessen unter Protest die Versamm- 
lung. 


Die Gefangenen stellten folgende Forderungen auf: 
- Fach- und sachkompetente Sozialarbeiter mit Eigenverantwortungsspielraum für eine 


effektive Sozialarbeit 


- Änderung der Einschluß- bzw. Aufschlußzeiten 
- Täglicher Aufschluß der Hafträume bei geschlossenen Flügeltüren in der Freizeit von 


18-22 Uhr 


- Abschaffung des Nachtverschlusses an Sonn- und Feiertagen um 16.45 Uhr 

- Großzügigere Regelung für den Aufenthalt im Freien 

- PD EERER für alle nichtarbeitenden Inhaftierten Freistundenteilnahme von 13 bis 15 
r 


- Öffnung des großen Freistundenhofs 


In Anlehnung an die Forderungen der Frauen aus Plötzensee forderten sie auch noch 


einmal nachhaltig: 


- Abchurlung der Zwangsarbeit, Tariflöhne, gesetzliche Krankenversicherung, Kranken- 


gel 


- keine Urinkontrollprogramme und Gehirnwäsche für Vollzugslockerungen (Ausgänge, 


Urlaub etc.) 


- Sofortige Entlassung aller haftunfähigen, psychisch und physisch Kranken und HIV-In- 


fizierten 


- Keinerlei Kollektivstrafen und Iso-Maßnahmen, Erhaltung des alten Stands für alle, die 


sich hier solidarisch zeigen 
- Keinerlei Zwangsverlegungen mehr 


- Größtmögliche Gruppenaktivitäten mit externen Betreuern 


(Nach Durchblick 3, S. 64; im Anschluß ist dort ein "Offener Brief an die Gefangenen in 
Tegel" abgedruckt, der unter anderem einen Teil der Forderungen kritisiert.) 


NACHSCHLAG 


Im Juli gab es eine Insassenvertreterwahl, 
bei der die Anstaltsleitung versuchte, die 
aus der Protestbewegung hervorgegange- 
nen Insassenvertreter auszubooten. Ein Teil 
dieser Gefangenen trat schon im Vorfeld 
zurück, um nicht Alibifunktionen bei dieser 
manipulierten Wahl zu erfüllen. Gleichzei- 
tig wurden alle Zusagen hinsichtlich der 


' Forderungen der Gefangenen zurückgezo- 


gen, bzw. erstmal aufs Eis gelegt. Die Zusa- 
een lediglich dazu, die Aktion der 


Gefangenen zu beenden. Die nächsten Wo- 
chen und Monate werden zeigen, wie sich 
die ziemlich beeindruckende Kampfbereit- 
schaft der Gefangenen weiterentwickelt. 


Dieser Bericht stützt sich auf einen längeren 
Brief von drei Gefangenen, der vollständig 
abgedruckt ist in der Knastzeitung "Durch- 
blick", die ihr bestellen könnt über: "Durch- 
blick" c/o Buchladen, Gneisenaustr. 2a, 
1000 Berlin 61. (kostet im Verkauf 4 DM) 
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